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No. it Demn- den ts. Juni 1935 ib. Inn-gnug

Autorität durch Recht und Leistung
Die tiefe seelischeErschütterung, die Polen durch den

Tod des Marschalls erlebt hat, ist an der politischen Ober-

fläche noch nicht in Erscheinung getreten. Das Erbe des
Marschalls ist in die hände der Männer übergegangen, die
s«-— jeder auf seinem Gebiete — das unbegrenzte Vertrauen

ihres-Führers besaßen. General Ry-dz-Smigly ist
-·nochvom Marschall selbst zum Generalinspekteur der Armee

bestimmt worden; in seiner band vereinigen sich alle

militärischen Machtmittel des polnischen Staates-
Die politische Autorität, die der Tote besaß, ist
auf Grund der neuen Verfassung auf den S tuatsk
präsidenten Moscicki übergegangen Wenn der

Ministerpräsident Oberst Slawek nach dem Tode des Mar-

schalls die Riicktrittsbereitschaft des Gesamtkabinetts mit-

geteilt hat, so ist das mehr.als ein Akt von formaler Ve-

deutuug gewesen; es war eine Demoustration, durch die zum
Ausdruck gebracht werden sollte, daß das Amt des Staats-

präsidenteii die allein maßgebende politische Instanz im

gleutigenPolen darstellt. Reben dem Geiieralinspekteur der

rmee und dem Staatspräsidenten treten noch zwei andere

Männer besonders sichtbar hervor: Slaw ek und ·Veck.
Diese vier Männer, der Staatspräsident, der Generalinspek-
teur der Armee, der Ministerpräsident und der Außen-
minister, kann man als die in Zukunft msaßgebendstenFak-
toren im politischen Leben Polens ansehen.
Daß die Männer, die Jahrzehnte hindurch zum be-

währten Mitarbeiterstabe des Marschalls gehört haben, in

absehbarer Zeit gezwungen sein könnten, die Führung des

Staates aus den händen zu geben, wagt auch sdie ein«-
eschworene Op po sition nicht zu erwarten. Immerhin

Pcheintie zu hoffen, daß es ihr gelingen werde, asus der
neuen age einigen Nutzen zu ziehen. Zum Teil setzt sie
ihre hoffnung daraus, daß sich im Sanierungslager jetzt,
wo die persönliche Autorität Pilsudskis fehlt, die immer vor-

handenen auseinansderstrebenden Tendenzen so sehr ver-

stärken werden, daß der enge, um den Staatspräsidenten
versammelte Führerkreis allmählich den organisatorischen
Rückhalt in den Massen verliert. So spekuliert der sozialistische
,,Rol)otnjk« daraus, daß sich der linke Flügel des Sa-

nierungslagers iisber kurz oder lan aus der ,,künstlichen«
Verbindung mit den konservativen ’reisen herauslösen und

sich mit den Oppositionspiarteien der Linken vereinigen
werde. Diese hoffnung, einen Teil des Regierungslagers
tm sich heranziehen zu können, hat man auf seiten der

Rechtsoppositionoffenbar nicht. Dort hat man sich wohl im

wesentlichenschon damit abgefunden, daß es kaum noch
moglich sein wird, als Partei im Staate zur Geltung zu
kommen. Man denkt in dem stark mit Intelligenz durch-
setzten nationaldemokratischen Lager eher daran, die Reihen
des Regierungslagers von innen heraus zu durchdringen
und sich —- ,,gleichgeschaltet«und »unentbehrlich« — in den

Aemtern festzusetzen,—- eine Methode, die bisher schon nicht
ohne Erfolg angewandt ivorden ist.

·

· Das sind hoffnungen Ueber sie wird die fernere Zu-
kunft entscheiden An den Tatsachen, die von dem Führer-
«kreis unter der Autorität des Staatspräsidentenbestimmt
werden, vermögen die«Oppositionsparteien H vorerst wenig-
stens — nichts-Wesentlich»zu ändern. Ob es der Regierung

Errichtung

hinein-führenwürde".«

gelingen wird, die hoffnungen ihrer politischen Widersacher
zuschanden zu« machen, das wird in entscheidendem Maße
davon abhängen, ob sie eine neue, vom gesamten Volke
anerkannte Autorität auszurichten und das Volk an

neue, seine Zustimmung findende Aufgaben heranzu-.
führen vermag. »Die Organe unserer Staatsgewalt«,;
schrieb kürzlich der »czas«, »hatten bisher eine gesicherte
Achtung und fanden Gehör, da hinter ihnen die Autorität
des Marschalls stand. Der Garant des Friedens, der Ruhe

und der Ordnung wird in Zukunft nicht die Autorität einer
anderen Persönlichkeit sein, da es unter uns keinen

Menschen gibt, der auch nur zum Teil der Größe des

Marschalls gewachsen wäre . . . Die einzige Autorität, auf
die sich in der nun beginnenden Periode unserer Geschichte
die Staatsgewalt stützen müßte, ist die Au t o r ität d es

R e ch ts.« In der Tat rührt der ,,(’-zas«hier an eines der

Grundprobleme des öffentlichen Lebens in Polen. Dieses
Leben war in der Vergangenheit und ist auch noch heute
durch eine weitverbreitete R e ch t s u n s i ch e r h e it charak-
terisiert. In der eit der staatlichen Unfreiheit stand das

polnische Volk im ampf mit dem geltenden Recht, und im
neuen Staate se ten sich die Regierenden nur allzu oft über
das von ihnen elber gesetzte Recht leichtfertig hinweg und

machten es damit für die Regierten zu einem Zwang, dem
das Bewußtsein innerer Notwendigkeit fehlte. Es liegt vor

allem an den Regierenden, die Stabilität des Rechtes zu
schaffen und den überspitzten Individualismus, zu dem der

Pole neigt, zu überwinden.

,

Mit dem Tode des Marschalls, schrieb der »wieczor

warszawski«, sei gleichsam die P e r i o d e des

Kampfes um die polnische Unabhängigkeit
zu En d e g e g a n g e n; von jetzt an habe die Arbeit der

einer neuen sozialen, wirtschaftlichen und
politischen Ordnung zu die-nen. ,,Erfüllen kann die Aufgabe
einzig und ausschließlich d i e g e m e i n s a m e A n-
strengung der ganzen Ration, ebenso wie in der

vergangenen Periode alle nach Erlangung der Un-

abhängigkeit strebten.« Visher war das, was das Pilsudski,-
System auf sozialem und wirtschaftlichem Gebiete getan hat,
szumeist nur e i n

dem die Ueberzeugungskrast einer grund-
sätzlichen ideellen Ausrichtung fehlte. Bisher
sist es die iiberragende Persönlichkeit des Marschalls gewesen,

handeln von Fall zu Fall,

die die Masse der Vauern in ihren Vann schlug, die
Arbeiterschaft vor einer userlosen Radikalisierung bewahrte
und die Opposition der Intelligenz zu dämpfen vermochte-
Ietzt kommt es f

. ·

ür das System darauf an,
seine Autorität auf das Recht und die Lei-
stiingneuzu begründen. Freilich ist derStaatauch
sohne die freudige Mitwirkung der breiten Volksschichten
durch denEinsatz seiner Machtmittel zusammenzuhalten.
Aber der ·«,(Izas·«hat wohl recht, wenn er schreibt: »Es wäre
ein Ungluck, wenn die regierenden Männer gezwungen
Wären- sichAusschließlichdUkchdie in dieser oder jener Form
auftretende physische Kraft Gehör zu verschaffen. Es würde

sdies eine Periode des. Terrorsund des allgemeinen Zerfalls
bedeuten, die den Staat zweifellos in veine Katastriäkhe«

’l)k-. .
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Senat-, ·«Opt3ofkitivxn3Völkerbundskommissar
Man kann nicht behaupten-»daß die Nationalsozialisten

in Danzig, als sie noch in der Opposition standen,"von den
damals regierenden Systemparteien sanft angefaßt worden«
sind. Aber niemals ist damals einem Rationalsozialisten auch
nur der Gedanke gekommen, sich wegen der systematischen
Zurücksetzungen und Vergewaltigungen durch die seiner-
zeitige Regierung mit einer Beschwerde nach Genf zu wenden.
Es ist erst den Parteien des Weimarer Systems vorbehalten
geblieben, ein internationales, alles andere als deutschfreund-·
lich eingestelltes Gremium gegen die eigene Regierung auf-
uputschen. Alles, was gegen die national-

fozisalistischeBewegung feindlich einge-
stellt ist, hat sich in Danzig ein Stelldichein
g e g e b e n , in der Hoffnung, von dieser besonders exponi-er-
ten Stelle aus- vielleicht einen Schlag gegen die verhaßte
Bewegung und damit gegen Deutschland überhaupt führen

zu können. Man muß sich darüber klar sein, daß die Leute,
die in ihrer Eigenschaft als Bürger der Freien Stadt Dasnzig
verschiedene Beschwerden gegen die nationalsozialistische
Regierung nach Genf geschickthaben, nicht die eigentlichen
Drahtzieher dieser. Aktion sind. hinter ihnen stehen andere

Kräfte, mit deren Zustimmung oder inderen Auftrag sie
handeln. Das verringert nicht ihre persönliche und moralische
Verantwortlichkeit Vielmehr rückt das ihr. handeln in ein
um so bedenkl-icheres-Licht. Denn-es sind im Grunde nicht die

wirklichen oder vermeintlichen Jnteressen Dan iger Bürger,
die sie vertreten, sondern sie handeln im Znteressevon

Kreisen, deren Ziele ihnen nicht verborgen sein können.
« Daß die Sozialdemokraten bei ihrer Genfer

Klage im Einvernehmen mit ihren Genossen im Auslande

handeln, steht außer Zweifel. Ueber die Abhängigkeit der
ko m m u n i st i s ch e n Taktik von den Weisungeii Moskaus

Bei den Danziger Z e n -ist man allgemein unterrichtet.
trum s k r eisen läßt sich eine weitgehende, wohl nicht
bloß geistige Bindung an die zur Zeitlnoch in, Wien

regierenden Kreise feststellen. Die von der politisierenden
katholischen G e i st l i ch k e it Danzigs ins Ausland laufen-
den Fäden weisen noch weiter nach Süden. Und was schließ-
lich die J u d en anlangt, so ist die Aktion, die sie in Genf.
gegen die Danziger Regierung eingeleitet haben, ebenso zu«
werten wie die Judenprozesse in»Kairo' unsd Verm-durch die-

gleichfalls dem Ansehen des Rationalsozialismus v·o«r derjv
internationalen OeffentlichkeitSchaden zugefügt werden-J

Unter diesem Gesichtspunkt sind« die«sollte;
gegen die Danziger Regierung gerichteten
Genfer Klagen eine Angelegenheit,
Deutschland unmittelbar interessieren.
Man klagt gegen den Senat der Freien
Stadt, aber man meint im Grunde den

Rationalsozialismus schlechthin.
Bisher -

war man gewohnt, auf der Tagesordnung
der. Genfer Völkerbundstagungen nur Streitfälle zwischen
Danzig

«

und Polen verzeichnet zu finden. Diesmal
-

ist
es anders gewesen.
zur Debatte gestanden. Die

Geschäxte
der Polen sind diesmal

in Genf von anderen Kreisen ne enbei mitbesorgt worden«

Zunächst trat da das Danziger Zentrum als Kläger
gegen den Senat

auxden Plan. Seine Petition vom 17. De-
zember 1934 hatte en Völkerbundsrat bereits auf seiner
diesjährigen Janiiartagung beschäftigt, war damals aber

vertagt worden. Sie bezog sich auf die angebliche »Vorzugs-
behandlung« der Gliederungeii der NSDAP durch den

Senat, die nach der Meinung des Zentrums im Widerspruch
zur Danziger Verfassung stehen soll. Die Petenten verlangten
vom Völkerbund, daß dieser durch die Feststellung der »Ver-
fassungswidrigkeit«den Senat zur Aufhebung der ihnen
unbequemen Verordnungen zwinge. Am 18. April d. J. hatte
das Zentrum einen N a ch t r a g zu sein-er Petition einge-
reicht. Dieser Nachtrag enthielt in der hauptsaclfke Einwen-

dungen gegendie angeblich wisderrechtliche Benutzun staat-
licher-»Einrichtungen für die Wahlpropaganda der NS
wie auch der anderen; ihm von Danziger Staatsbürgern vor-

gelegtenPetitionen zunächstein ern Juristenauxs-
chuß überwiesen.. . .

»

- Weiter beschäftigte den Völkerbund eine P e t«it i o n
der katholischen Geistlichkeit vom 30. August
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Danzig-polnische Fragen haben nicht

DAP..
Der Völkerbundssrat hat die Pr ü f u n g dieser Beschwerde-

v.»J.,die gleichfalls schon einmal auf der Tagesordnung der

Januartagung des Rates gestanden hatte, damals aber

ebenfalls vertagt worden war. Die Petition befaßte sich in
der hauptsache mit der sogenannten E h r i st u s j u g e n d ,

deren Mitglieder nach Auffassung der katholischen Geistlich-
keit offenbar nur dann Aussicht haben, in den himmel zu
kommen, wenn ihnen der Danziger Senat gestattet, grüne
Hemden zu tragen, in Uniform auf der Straße zu demon-

strieren und Turnhallen und andere öffentlicheEinrichtungen
zu benutzen. Der Senat hatte nach der Januartagung des
Rat-es mit dem Zentrum und der Geistlichkeit eine gütliche
Einigung herbeizuführen versucht; die Verhandlungen waren

jedoch daran gescheitert, daß die Gegenseite in dem Augen-
blick, in dem eine Einigung bevorzustehen schien, mit neuen

Forderungen auftrumpften, die von der Regierung wegen
ihrer offenkiindig gegen die Sicherheit des Staates gerichteten
Tendenz abgelehnt werden mußten.

«

Die dritte Petition stammte vom F) e r a uss g e b e r

der sozialdemokratischen ,,Danziger Volks-

st im m e«. Dieser beschwerte sich über verschiedene Beschlag·-
niahmungen und das jetzt noch laufende fünfmonatige Verbot

seines Blattes. Gegen-über dieser Beschwerde ist festzustellen,
daß der Senat in der Behandlung der oppositionellen Presse

«

trotz der fortgesetzten gehässigenAngriffe, die von dieser Seite

gegen Staat, Regierung und Bewegung gerichtet wurden, stets
eine bemerkenswerte Langmut bewiesen und bei seinem Bor-

gehen jederzeit nach degm Grundsatz der Verfassung gehandelt
hat, daß sichdie Meinungsäußerungen der Presse.»im Rahmen
der Gesetze«zu halt-en haben.

Besondere Beachtung verdient die von den Danziger
Juden esingereichte Petition, ein über hundert Seit-en um-

fassen-des Schriftstück. Es handelt sich hier offen-bar um eine

groß angelegte Aktion-, der von ihren Urhe-
bern— wie es scheint— grundsätzliche Bedeutung
indemKampfdes Weltjudentums gegen den
Antisernitismus überhaupt unsd den Natio-

nalsozsialismus im besonderen bei-gelegt
w i rd. Es gibt kaum einen Abschnitt des öffentliche-nLebens,
der in dieser Petition nicht erfaßt worden ist. Es kommt den
Pe-tenten., wie mehrere in ihrem Schriftstückauf-gestellte For-
derungen beweisen, darauf an-, einen b e s o n d e r en E h r c n-
schutz dies Jud-entrinns, eine besondere Juden-
schutzgesetzgebung durch den Völkerbund in

Danzig durchführen zu lassen. Jn diesem kleinen
Staatswesen wollen- sie ein Ziesl erreichen, dessen Verwirk-
lichung sie in all-en Staaten -anstre-besn,bisher allerdings im

wesentlich-enohne Erfolg. Es wäre zu wünschen,daß sich auch
die antisemitischen Kreise anderer Länder dieser Angelegen-
heit, die für die Behandlung des Judenproblems in der Welt
vongrundsätzlicher Bedeutung-zu sein scheint, annehmen.
Außer den Zentrumsleuten »und Geistlichen, den Sozial-

desmotrsatenund Juden tvat diesmal auch der hohe Ko m-

missar des Völkerbundes isn drei Fällen gegen die
Danziger Regierung ausf. Erstens glaubte der Kommissar,
gegen das Tragen der SA- und SS-Dolche gewisse
Einwendungen erheben zu müssen. Anscheinend befürchtet er,

daß das öffentlicheTragen dieser Doxlche gegen die mi-litä-
rischen Bestimmungen des Danziger Statutes verstoßen oder
gar die öffentlicheSicherheit gefährden könnte. Es ist nicht
recht ersichtlich, warum der hohe Kommissar die Dolch-
angelegenheit, über die er bereits vor anderthalb Jahren
einmal mit dem Senat verhandelt hat, jetzt noch ein-
mal in Genf vorgelegt hat. Unverständlich ist auch, wie der
Kommissar dazu gekommen ist, sich der B eschwerde
zweie r L eute anzunehmen, die behaupten, daß sie von

einer Danziger Behörde »aus politischen Gründen aus ihrer
Arbeitsstelle entlassen« worden seien.

Von grundsätzlicher Bedeutung ist· schließlichfolgender
Punkt, der gleichfalls auf Antrag des Kommissars auf die

Tagesordnung der Völkerbundsversamsmlunggesetztworden

ist: Senatspräsident Greiser hatte im März d. J.
in einer Versammlung zum Ausdruck gebracht, daß die Dan-

iger Bevölkerung gewisse Maßnahmendes Kommissars nur

schwerzu begreifen vermöge; sie sei ganz allgemein der
Meinung, daß. der Kommissar in erster Linie
dazu· da sei, zwischen Danzig und Polen im



Bedarfsfalle die Rolle eines S·chiedsrich-
te r s z u spi e-l e n , unid daß es erst in zweiter Linie seine
Aufgabe sei, als Organ des Völkerbundes die Verfassungs-
mäßigkeit des Danziger öffentlichenLebens zu überwachen.
Die Danziger Bevölkerung, so hatte Greiser VFUUMIgejagt-
könnees nicht verstehen, daß der hohe KommlfsakM feMeM
hause täglichLeute empfange, die in keiner Wseise das Recht
hätten, für die Bevölkerung Danzigs zu sprechen, und dzußet

die Erzählungen dieser Leute zur Grundlage von Berichten
nach Gens mache. Diese Kritik, die der Sen-atsprafiden·t,indem

er der allgemeinen Auffassung der Danziger Bevölkerung
Ausdruck gab, an dem Verhalten des Kommissars geubt hatte,
hat dieser um Anlaß genommen, sein-e rechtliche Stellung
durch den ölkerbundsrat klären zu lassen.

Nachdem der Kommissar diese Frage aufgeworfen hat,
erscheint es angebracht, auf die Bestimmungen hinzuweisen,
durch die seine Rechte g r u n d s ä tzl ich festgelegt worden

EndEs kommst da vor allem der A r t. 1 0 3 A b s. 2 d e s

erfailler Diktates in Frage. Dort heißt es: »Der
Oberkommifsar wird mit der e r st i n st a n zl ich e n E n t -

scheidung aller Streitigkeiten betraut, die

zwischen Polen und der Freien Stadt aus

Anlaß des gegenwärtigen Vertrages oder ergänzen-derVer-

einbarungen und Abmachungen entstehen ·sollten.«Von
einein Aufsichtsrecht des Kommissars über die innerstaatlichen
Verhältnisse der Freien Stadt ist im Versailler Diktat nicht
die Rede. Erst durch einen Beschluß des Völker-«

bundsrates vom 10. Juni 1925 ist dem Kommissar
auch die Befugnis zuerkannt worden, »dem Völkerbundsrat
solche Tatsachen mitzuteilen, die ihm ein e Gefahr von
Verletzungen der Danziger Verfassung in-

dizieren«. Der Rechtswisfenschaftler Prof. h e r b e r t
Kraus hat sich über die Bedeutung dieses Ratsbeschlusfes
im Jahre 1926, zu .einer Zeit also, in der Völker-haust-

petitionen Danziger Oppositionsparteien noch eine unbe-
kannte Angelegenheit waren, in der »Deutschen Juristen-
Zeitung5«folgendermaßen geäußert: »Der Beschluß spricht
dem Kommissar jede Befugnis zu einer materiellen Behand-
lung derartiger Petitionen ab, stempelt ihn also in dieser
Richtung zum reinen Uebermittlersboten Noch weniger ist
hiermit natürlich irgendeiner Gruppe von Jndividuen ein

internationales Petitionsrecht im technischenSinne zuerkannt
worden. Das hat die wichtige Folge, daß die Danzig-er«-Be«-
hörden in jedem Einzelfalle in völliger rechtlicher Freiheit
die Frage prüfen dürfen, inwieweit derartige
Petitionen Danziger Staatsbürger Stras-
rechtsbestände ersüllen.« Prof. Kraus machte in

seiner erwähnten Arbeit weiter auf verschiedene wesentliche
Beschränkungen aufmerksam, denen die Rechte des Kom-

missars o fenbar unterworfen find: Durch Genfer
Beschlu vom 11 Februar 1920 sist festgestellt
worden, daß der Kommissar »in seiner richterlichen Eigen-
schaft-von sich aus nicht tätig sein darf,- sonidern warten

muß, bis eine Sache vor ihn gebracht wird«.

Besonders wichtig ist in der gegenwärtigen Situation die

Feststellung von Prof. Kraus, daß der Verkehr mit dem

Kommissar siir Danzig eine «a u s w ä r t i g e A n g e -

legenheit« ist, daß dieser Verkehr also gemäß Art. 41
der Danziger Verfassung ausschließlich über den
Senat zu gehen hat. Der Kommissar, sagt Prof.
Kraus, »ist demgemäß insbesondere nicht
dazu befugt, mit irgendeiner anderen
Danziger Behörde als dem Senat von sich
aus in direkten dienstlichen Verkehr zu
tr eten. Nicht einmal mit den dort residierenden auswär-

tigen Konsulaten ist ihm dies gestattet. Noch weniger
darf er sich natürlich die Anknüpfung
irgendwelcher amtlicher Relationen zur
Danziger Bevölkerung gestatten«.

Der Völkerbundsrat hat auf seiner jetzigen
Tagung eine hiervon abweichende haltung
e i n g e n o m m e n. Der englisch-eLordsiegelbewahrer E d e n.

hat als Berichterstatter des Rates für die Danziger Fragen
gegen eine Beschränkung des Aussichtsrechtes des hohen
Kommissars über die Verfassungsmäßigkeit des öffentlichen-
Lebens der Freien Stadt Stellung genommen und ferner-'
u. a. folgendes erklärt: »Der Rat kann auch nicht damit ein-

verstanden sein, daß Danziger Bürger, die ihr Recht, sich an

den Völkerbund zu wenden, ausüben, der Jlloyalität gegen-
über der Freien Stadt beschuldigt werden (!!) . . . Der Rat
wird es gern, wie in der Vergangenheit, der Entscheidung
des hohen Kommissars überlassen, auch in Zukunft einen

möglichen Mißbrauch des Petitionsrechts« zu verhüten.«
Senatspräsident Greiser stellte zu dem Berichte Edens noch
fest, daß die Stellungnahme des Völkerbundsrates der Dan-
ziger Bevölkerung unsd der mit dieser Bevölkerung aufs
engste verbundenen Regierung nicht d a s R echt zu r

Kritik an der Stellung und Tätigkeit des

hohen Kommissars beeinträchtige: »Da nach
der Danziger Verfassung das Recht der freien Meinungs-
außerungbesteht, muß es manchmal auch Aufgabe der Re-

gierung sein, der Volksmeiniinsg Ausdruck zu geben. Von

einem solchen Meinungsausdruck des Volkes wir-d die recht-
liche Stellung des Kommissars in keiner Weise berührt.«

Es hat den Anschein, daß der Kommissar in Zukunft
wohl manche Kritik wird in Kauf nehmen müssen. Denn das

Jnteresse, das er seit einiger Zeit für diean den haaren her-
beigezogenen Beschwerden der oppositionellen Parteigruppen
bekundet, ist verständlicherweise geeignet, in allen Kreisen
der Danziger Bevölkerung einige Zweifel an der
Loyalität und Nützlichkeit der Völkerbundsinstitutionen zu
wetten. Danzig ist kein afrikanisches Kolo-

nialgebiet, das für sein inneres Leben
eines von fremden Staaten bestellten Auf-
p a s s e r s b e d a r f. Und der Kommissar würde seinem
politischen Anftandsgefühl selber das schlechteste Zeugnis
ausstellen, wenn er sich noch weiter dazu hergeben würde,
die Rolle eines helfershelfers zweifelhafter Elemente zu
spielen. Als Jre sollte er für das Verlangen der deutschen
Bevölkerung Danzigs, nicht durch fremde Einmischung in

innerstaatlirhe Verhältnisse belästigt zu werden, ein beson-
deres Verständnis besitzen, Und- Eden sollte begreifen, daß
Danzig nicht die Absicht hat, ein zweites Jrland zu werden.

Die Südoft-Ausstellung in Vreslau
Die S ü -d o st - A u s ft e l l u n g in Breslau, die zusammen

mit der Zuchtvieh-Ausstellung und dem 61. Land-

mgschinenmarkt vom 16. bis 19. Mai auf dem Messe-
gelande an der Jahrhimderthalle stattfand, war ein äußer-
ordentlicherErfolg. Die A«usstellung,die mit ihr-en Nebenver-
MIlIUIkUUgeU(F)olz-, Dach-, Elektro-, Bauern- und Jagdaus-
stellung) von über 150 000 Besuch-ern besichtigt wurde. ist jetzt
schon, obwohl sie in dieser orm noch nicht lange besteht,
eine der größten Me. severanftaltiingen des
R e ich e s. Die uberaus starke Beschsickungder Messe und der
mitunter von den ausstellenden Firmen nur schwer zu bewäl-

tigende Andrang kauflustiger Besucher, legten ein beredtes

eugnis von dem allgemeinen Aufschwungab, den die deutsche
und vor allem Idie auf der Ausstellung naturgemäß besonders
stark vertretene

schlesische
Wirtschaft »in den beiden ersten

Jahren der national ozisalistischenRieglekslmgerlebt hat. Be-

sonders auffallend war der starke Andrang der in zahlreichen
Sonderziigenin die Provinzhciuptstadtgekommenenschleflsche1·l

Bauern, deren lebhaftes Interesse für alle Neuerungen auf
dem Gebiete der land- und hauswirtschaftlichen Technik usw.
ein Beweis für die Wiesd-er-gesun:dung des
sd e u t sch e n B a u e r n t u m s war. Die Erfahrungen, die
in diesem Jahre mit der Breslauer Südosftausstellunggemacht
werden konnten, berechtigen für die Zukunft zu den größten
Erwartungen. Jnsbesondere hat sich dsie Ausstellung schon
jetzt als ein wirksames Mittel zur Wiederher-
stellung der alten handelsspolitifchen Bedeu-
tung der hauptstasdt Schlesiens erwiesen.

Während die Königsberger Ostmesse die Ausgabe hat« die

handelspolitifche BrückeDeutschlands nach Nordosteuropa
und Rußland zu fein, soll dsie Breslauer Siiido-st-Aus-
stell-ung,wie schon der Name sagt, ein Bin-d-egl-iedzwischen der

deutschen Und den Volks-wirtschaftendes europäischenSüd-
oftens sein. Jhre Wirksamkeit erstreckt sich asuisldie D ona u-

uzid Baljkanstaaten und Polen, vor alle-m dessen
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südlichenTeil. Aus der diesjährigenAussiellung wurden b e -

deutende Auslandsabschlüsse erzielt. Es zeigte
sich, daß Deutschland den vorwiegend agrsarischen Ost- und

Südvststaaten immer wieder Neu-es und Besseres und ininiier

noch eine Menge von Erzeugnissen zu bieten hat, die dort

überhaupt nicht vdser doch nicht in gleicher Qualität herzustellen
sind. Die auf der Ausstelliumgvertretenen Oststaaten waren
— abgesehen von Polen — in diesem Jahre noch nicht ge-
kommen, um Geschäfte zu machen, sondern nur, um ihre
Bis itenkarte abzugeben, um zu zeigen, was sie haben.
Polen war mit einer wirkungsvollen Schau
seiner wesentlichen, für den deutschen Markt
in Frage kommen-den Ausfuhrwaren ver-

trete n. Es zeigte insbesondere Bettsfedern, Schswesineborstem
Roßhaar, Schmalz, bearbeitete und rohe hölzer, Bohnen,
Li:cpineii, Wicken und andere Fsuttermittel und Oelfrüchte,
Flachs und hanf sowie halb- und Fsertigifabrilate daraus,
Stickereien, holzschnitzereien Und andere Erzeugnisse der Volks-

kusnst. Es ist Polen gelungen, größere Abschlüssezu tätigen;
dafür haben gut-en Absatz nach Polen u. a. gefunden Büro-
maschinen, Saatreinigu-ngs- und Kühlmaschinen, haushal-
tun-gs- und Schwe.ißmaschinsen,Staubsauger usw-

Das zwischen Deutschland und Polen abgeschlossen-e
Messe-Kam ensationsabkommen hat sich durch-
aus bewährt. urch dies-es am 17. April zustandegsekommene
Asbkommen waren beiderseits S o n d e r k o n tin g e n te

für die Posener Messe einerseits und die
Vresslauer Südostausstellung andererseits
vereinbart worden, derart, daß unt-er Ausschaltusng jeder un-

mittelbaren Zahlung an den ausländischen Lieferanten die

Verrechnung der von den deutschen und den polnsischen Aus-

stellerfirmen erzielten Abschlüssegemeinsam durch die Deutsche
handelskamsmer für Polen sund die Polnische Kompensations-
handelsgesellschasterfolgt. Es ist anzunehmen, daß unt-er Ver-

wertung der in diesem Falle gemach-ten günstig-enErfahrungen
die Methode der Messe-Kompensationen in Zukunft noch weiter

ausgebaut und in größerem Umfange zur Belebung der

deutsch-osteuroipäischenhandelsbeziehungen angewandt werden

wird. Man kann die Posener Mustermesse und die fast un-

mittelbar daran anschließendeBreslasuer Südostausstellung als

zwei wichtige wirtschaftliche Erkundungs-
m a ß n a h m e n bezeichnen, durch die Deutschland und Polen
sich gegenseitig über ihre beiderseitige handelspolitische Lei-

stungs- und Aufnahmefähigkeit unterrichtet haben.

Bei einer Auswertung der Erfahrungen muß über eines
von vornherein Klarheit bestehen: Es ist Deutschland
nicht möglich, mehr Waren aus Polen auf-
zunehmen, alsPolen aus Deutschland bezieht-
Die Entwicklung des deutsch-polnischen Warenverkehrs im

Jahre 1934 ist für Deutschland nicht ünstig gewesen; das
Jahr hat für Deutschland miit einem assivsaldv von etwa
25 Mill. RM. abgeschlossen Deutschlands Ausfsuhr nach Polen
ist nach der im März 1934 erfolgten Aufhebungder gegen-
seitigen wirtschaftlichenKampfmaßnahmennicht etwa gestiegen,
sondern ganz erheblich zurückgegangenund hat den seit der

Aufrichtun des polnischen Staates nsiedrsisgftenStand erreicht.
Währer Holenim Jahre 1928 trotz des Zollkrieges für vusnd
500 Mill. RM. Waren aus Deutschland bezog, nahm es im

Jahre 1934, in dein der Zollkrieg beendet wurde, nur noch für
50 Mill. RM. deutsche Waren auf. Die Gründe für diesen
Rückgang sind dreifach-er Art. Erstens behindert der hohe
polnische Zolltariif die deutsche Einfuihr nach Polen
auch nach der Beendigung des Zollkrieges noch stärker als die
Einst-ihr aus den Ländern, mit denen Polen eine-n handels-
vertrag mit bestimmt-en Zollnachlässen abgeschlossen hat.
Zweitens besitzt der polniische Markt nur noch eine ver-

schwindend geringe Ausnahmefähigkeit. Und
schließlichwirkt

sich
die sehr stark nach west- und nvrdeiuiro-

päischenLändern oivsie nach Uebersee gerichtete polnische
h an deslspolitik naturgemäßnachteilig fiür den deutschen
Außenhandelaus. Während Deutschland an sich nicht un-

betrachtliche Mengen bestimmter Waren aus Polen beziehen
könnte und auch einführenmöchte,sehlt auf polnischer Seite in

erheblichem Umsan e nicht nur die wirtschaftlich-e Fähigkeit,
sondern asuch der ille, aus Deutschland zu- impvrtiieren Durch
seine Devisenlage ist Deutschland jedoch gezwungen, sich
in seinem Warenbezuge aus Polen danach zu richten, was

dieses an deutschen Waren aufnimmt. Polen hat Deutschland
keine Waren zu bieten, dsie dieses nicht auch aus anderen
Ländern beziehen könnte. Wenn Deutschland bei ,and-eren
Ländern, z. B. bei Ungarn, Südslawien oder Rasmäniem mehr
Genei-gtheit, aus die durch sdie deutsche Devisenlage vorgeschrie-
benen handelsmethoden ein-zugehen, findet, wird es eben die
von ihm benötigtenWaren, gewisse landwirtschaftliche Erzeug-
nsisse und Rohistoffe, nicht aus Polen, sondern aus diesen
Ländern beziehen. Das Ausmaß des deutsch-polni-
schen Warenverkehrs hängt in erster Linie
v o n P o l e n a b.

Grvßangelegte litauifche Fälfchungsmanöver
Die Neuwahl zum Memellandtag ist aus den

29. September d. Js. festgesetzt worden. Es muß jetzt schon
mit aller Entschiedenheit darauf hingewiesen werden, daß
bei einer Fortdauer des gegenwärtigen
rechtlosen Zustandes an eine ordnungs-
gemäße Durchführung der Wahl, vor allem an

eine Sicherung der Wahlsreiheit, ü b e r h a u p t n i ch t

gedacht werden kann. Wenn die Freiheit derWahl
gesichert sein soll, dann sind zum mindesten die Verhältnisse
wieder herzustellen, die vor der Verhängung des

Kriegszustandes im Jahre 1926bestanden haben.
Mit der Einführung des Kriegszustansdes wurden wesentliche
Gebiete der Rechtsprechung den ordentlichen Gerichten ent-

zogen. Die Presse- und Versammlungsfreiheit
wurde der an keinerlei gesetzliche Normen gebundenen
Willkür des allmächtigen Kriegskomsmandanten unterworfen.
Der Kommandant erhielt nahegiunbegrenzte Ver-

fügungsgewaltüberden esitzunddieper-
sonliche Freiheit der memelländischen
Bü r g er, u. s. f. Dieser, den Grundsätzen des Statutes

hohnsprechende Zustand dauert nicht nur bis zum heutigen
Tage an, sondern ist durch das Anfang vergangenen Jahres
erlassene Gesetz zum Schutze von Volk undStaat

noch ganz»wesentlichverschärft worden, derart, daß jeg-
liche Tätigkeit im deutschen Sinne völlig
unt e r b un d en ist. Wenn nach diesem Gese selbst die

leiseste Kritik an den litauischen Zuständen »als eleidigung
des litauischen Volkes« und selbst die vorsichtigsteBetonung
des deutschen Eharakters der Memelbevölkerungals

»Schivachung- des litauischen Nationalbewußtseins mit
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hohen Gefängnis- oder Zuchthausstrafen geahndet wir-d,
dann ist nicht ersichtlich, wie von seiten der deutschen Parteien
des Memelgebietes überhaupt eine Wahlvvrbereitung be-

trieben werden soll, während aus der Gegenseite natürlich
alles das, was mit den litauischen Wölfen heult, vollste und

dazu noch staatlich geförderte Bewegungsfreiheit genießt.
. Die verschiedenen litauischen arteien haben
bei den Wahlen zum Memellandtag 19 5 insgesamtetwa
1700, 1930 etwa 8900 und 1932 etwa 130 0 Stimmen
erhalten. Diese Zunahme der litauischen Stimmen von

Wahl zu Wahl ist nicht etwa darauf zurückzuführen, daß
deutsche Stimmen ins litauische Lager abgewandert sind.
Ueber den Verdacht des nationalen Ge-

sinnungswechsels sind die Memelländer
e r h a b e n. Es ist von jeher nur eine verschwinden-d kleine

Gruppe alteingesessener Memelländer gewesen, die es mit
den Litaiiern gehalten hat, entweder, weil sie sich für irgend-
etwas am Deutschtum glaubte rächen zu müssen, oder weil

sie sich persönlicheVorteile von ihrer litauischen Gesinnungs-
äußserung erhoffte. Wenn daher die litauische Stimmenzahl
gestiegen ist, so handelt es sich dabei um die Stimm e n

der in Massen aus Großlitauen zugewan-
derten landsremden Elemente, die meist
unter Um ehung der gesetzlichen Bestimmun en das memel-

ländische ürgerrecht und damit auch das echt zur Teil-

nahme an den Wahlen zum Memellandtag erhalten haben.
Vor der Landtagswahl von 1930 allein sind etwa 10 000

Großlitauer ins Memelgebiet eingebürgert worden. Die
nationale Ueberfremdun durch Zuzug aus dem Lan-de

jenseits der alten deutsch-russischenGrenze ist das einzige



Mittel, das nationallitauisch gesinnte Element im Memel-

gebiet zu verstärken Das wissen die Litauer selbst ganz

genau, und deshalb sind sie auch jetzt, wo wieder eine Reu-
wahl bevorsteht, mit verdoppeltem Eifer dabei, die Reihen
ihrer Parteigänger durch eine forcierte Zuwanderungsz und
Einbürgeriingsaktion zu verstärken,»

— was naturlich
wiederum unter Mißachtung der fur das Memelgebiet
geltenden Bestimmungen geschieht » · «

Art. 8, Abs. 3 des Memelstatuts lautett ,,Fur·litaui«sche
Staatsangehörige, die nicht Bürger des Memelgebietes sind-
müssen die Bedingungen, die sur den Erwerb der bezeich-
neten Eigenschaft erfordert werden, die gleichen sein, wie sie
in Litauen für die Ausübung aller öffentlichen und staats-
bürgerlichen Reche festgele t sind.« Zu

den Bedingungen,
unter denen ein litauischer iirger in roßlitauen zur Aus-
übung der staatsbürgerlichen Rechte zugelassen ift,»gehort
u. a., daß er eine bestimmte Zeit dort seinen standigen
Wohnsitz gehabt hat, daß er zur Grund- oder Gewerbe-steuer
herangezogen wird usw. Alle diese Voraussetzungen fur die
Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte in Großlitauen sind
im Widerspruch zum Art. 8 des Memelstatuts für das

Memelgebiet außer Kraft gesetzt worden. Ledi lich von dem

Nachweis eines mindestens einjährigen »Au«sgenthalte»sim

Memelgebiet soll der Erwerb des memellandischenBürger-
rechies noch abhängig sein. Aber auch diese Veschrankung
wird heute schon nicht mehr ein ehalten. Die litauischen
Behörden gehen mehr und mehr zu über, jedem Groß-
kitauer ohne «jede Rücksicht über die im litauischen Gesetz
vorgesehenen Beschränkungen dass memelländische Bür er-

recht zuziierkennen. Wenn dieser hemmun slofen Masen-
fabrikatioii neuer ,,memelländischer Bürger« nicht Einhalt
geboten wird, dann ist damit zu rechnen, daß im September
d. Js. etwa 15 000 Großlitauer mehr als im Jahre 1930 an

der Wahl zum memellänsdischenLandtag teilnehmen und das

Wahlergebnis derart verfälschen werden, daß man den aus

solchen Wahlen hervorgehenden Landtag nicht als den Re-

präsentanten des Willens der eingesessenen Bevölkerung
wird ansprechen können.

Noch ein anderes Mittel zur Verfälschung der Wahl
wenden die Litauer an: Sie entziehen den deutsch-
gefinnten Memelländern das aktive und

P U s s i v e W a h l r e ch t. Die formale Grundlage zu einer

solchen Maßnahme ist in den Bestimmungen enthalten,
durch die das Gesetz zum Schutze von Volk und Staat Mitte

vergangenen Jahres verschärft worden ist; es heißt·dort,
daß all den Personen, die ,,staatsfeindlichen«Organisationen
angehört haben, für die gesamte Dauer des Kriegszustandes
das Recht aberkannt werden kann, in den litauischen Sejm,
den Memellandtag und die örtlichen und beruflichen Selbst-
verwaltungsorgane gewählt zu wer-den und u wählen. Jn
diesem Sinne entfalten die großlitauischen rganisationen
tm Memelgebiet z. Zt. eine lebhafte Agitation, die in der

Forderung gipfelt, daß allen ehemaligen Angehö-
rigen der angeblich ,,'staatsfeindlichen« Par-
teien von Saß und Neumann das Wahlrecht

en tzo gen werden müsse. Wenn diese Agitation, die

offensichtlich vom Gouverneur bestellt ist, zum Ziele führt,
wird ein erheblicher Teil der deutschen Memelbevölkerung
von vornherein von den Landtagswahlen ausgeschlossen sein.

Damit sind die litauischen Wahlvorbereitungen aiber

noch nicht erschöpft. Für den Fall, daß all die bisher an-

geführten Mittel nicht zum Ziele führen, d. h· nicht ans-

reichen sollten, um eine großlitauische Landtagsmehrheit zu
sichern. haben sich die Litauer bereits ein letztes Mittel

geschaffen, den Volkswillen zu ,,korrigieren»«. Das ist die

Wahlpr-üfungskommission. Jn der Geschäfts-
ordnung des Memellandtages heißt es, daß der Landtag-aus
seiner Mitte eine Kommission zur Nachprüfung der Gültig-
keit der Mandate zu wählen hat. Jm Gegensatz zu- dieser
Bestimmung, die der Landtag niemalsabgeändert hat, hat
das litauische Ministerkabinett bereits vor einigen Monaten
dem Landtag das Recht der Wahlprüfung entzo en und

dieses Recht einem vom Memelsdirektorium einzusetzenden
,,Wiahlausschuß« übertragen. Nach welchen Gesichtspunkten
ein vom Direktoriiim Bruvelaitis ernannter Wahlausschuß
die Gültigkeit der

Landtaslsmandatenachprüfen würde, läßt
sich leicht denken. Der usschuß würde bei all den Ab-
geordneten die ,,Unfähigkeit«zur Ausübung eines Mandates
feststellen, die nach seiner Auffassung nicht genügend
l·itauisch sprechen oder dem Staate gegen--
u·b·er nicht genügend loyal sind; und das würden

genau so viele Abgeordnete sein, wie die Litauer aus dem-

Landtag entfernen müssen, um sich dort eine ausreichende
Mehrheit gegenüber den Deutschen zu sichern. Ueberflüssig,-

u bemerken, daß auch diese Verordnung-—der litauischen
egieriing eine krasse Verletzung des Memelstatuts darstellt.

Das Gesagte sei noch einmal zusainmengefaßt: Unter
der herrschaft des Kriegsziistandes und des Gesetzes zum
Schutze von Volk und Staat haben die Deutschen des Memel-
gebietes keine, die Litauer jede Möglichkeit, ihre Wahl-
propaganda zu entfalten. Die Litauer treiben, unter Rechts--
bruch, die Zahl ihrer Wähler durch Masseneinbürgerung
ziigewanderter Schamaiten künstlichhoch. Auf der anderen
Seite sinds sie dabei, wiederum unter Rechtsbruch, die Zahl
der deutschen Wählerschaft durch Entziehung des Wahl-
rechtes gewaltsam zu senken. Schließlich haben sie sich durch
die rechtswidrige Einrichtung eines dem Landtag über-

geordneten ,,Wahlausschusses« für alle Fälle die Möglichkeit
einer letzten Korrektur des Wahlergebnisses geschaffen.
Daraus geht hervor, daß auch nicht im entferntesten davon
die Rede sein kann, daß die auf den 29. September fest-
gesetzten memelländischen Landtagswahlen unter einiger-
maßen normalen Verhältnissen stattfinden. Es ist vielmehr
festzustellen, daß noch niemals ein-e deutsche Volksgruppe im

Auslande gezwungen gewesen ist, unter einemderartigen
konzentrierten Druck zur Wahlurne zu gehen. Es ist fest-
zustellen, daß noch niemals eine deutsch-e Volksgruppe im-

Auslande so systematisch und brutal in ihr-er freien Mei-

nungsäußerung behindert worden ist, wie das beim»Memel-
deutschtum der Fall ist. Dr. l(.

Eine mißverstandene Rede
Reichsiniienminister Dr. Frick hat bei der Amtsein-

sühnen-gdes Resgieriungspräsideintenin Schneideniühl am

8. April- d. J. über die isn den östlichenGrenzgebiete.n. zu
leistende v o.-l k s p o ·l i t i s ch e A r b e it einige Ausführungen
gemacht, die von grundsätzlicherBedeutung sind. An den
neuen Regierungspräsidentengewandt, führte er u. a. aus:

-»ErachtenSie es für Ihre vornehmste Pflicht, iii engem Zu-
sammensehenmit der Bevölkerung De u t s ch t u m s -a r b e it
iiii besten Sinne zu leisten. Ein Teil der Bevölkerung
Jhres Bezirkes bekannte sich zum polinisschenVolkstum. D i e s e

Splitter sind nicht zu verwechseln mit dem

größeren Bevö-lkierun-gstesi-l, der sich im täg-
lichen llinigaiig zum Teil der polnischen
Sprache oder des polnischen Dialektes be-

dient. Dieser tut das zum Teil aus alter Gewohnheit, zum
Teil aus Entgegenkoiniinengegenüber den Alten der Familie,
tut es aber keineswegs, uin dasinit ein Bekenntnis»zum pol-
Uischen Volkstum abzulegen. Di e Bluts e i n s l u s s e d e s

deutschen Volkstums sind so stark, daß wir

tin ·ihm bestes sdeutsches Volkstum als echtes

Bekenntnis aus Blut und Rasse zum deut-

schen Volke werten müssen.«
«

Die Polein b und p resse hat versucht, sich mit diesen
Ausführungen des Reichsinsnenministers kritisch auseinander-

zusetzen. Es ist dabei bemerkenswert und bezeichnend, daß
z· B· die Oppelner ,,Noxi-inz- (30dzienne« in ihrem
Kommentar die obigen Worte des Misnisterswohl bringen,
den letzten, besonders wichtig-en Satz iedoch unterschla-
gen. Das ist nicht ohne Absicht geschehen. Jn diesem Satze
wird die Tatsache festgestellt, daß der noch polnsischsprecheinde
Volksteil durchaus nicht schlechthin ,,posln.ischerAbstammung«
ist, sondern vielmehr sehr starke Vlutseinflüssedes deutschen
Volkstums aufweist, so daß ein Vekenntnis zum Deutschtum
keineswegs inn Widerspruch zu seiner Abstammung steht. Die
Leute voin Polenbuind weigern sich hartnäckig,diese doch un-

zweifelhaft feststehende Tatsache, daß es unmöglich ist, die

renzbeoölkeriingsäuberlichin einen deutsch- und einen pol-
IskschstäsmmisgmTell ZU zerlegt-m anzuerkennen Denn wenn

sie das anerkennen,dann bricht das ganze Kartenhaus ihrer
auf dem Begriff der »polnischen·Abstammung«aufgebauten
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Propaganda-zusammen Man könnte die Argumentationdes-·
Polenbundes am Beispiel seines eigenen Generalsekretärs
überprüfem J a n K a c z m a r e k ist mit einer Spanierin
verheiratet. Wohin gehörendann seine Kinder ,,d er A b -"

stammung nach«?
Die polnsische Presse glaubte, noch ein anderes Argument

gegen »die Ausführung-eindes Reichsinsnsenminsistesrsvorbringen
zu können. Die Kattoswitzer ,,Polska Zacliodnia« z. B. meinte
einen ,,Widerspruch«zwischen den Worten des Miiiisters und
den Erklärungen dies Führers über die Achtung
fremden Volkstums feststellen zu können. »Die Erklärungen«,
schrieb sie, -,,lass.en sich nicht nebeneinsandserstellein. Wenn die
eine wahr ist, dann muß die andere eine jeden Jnhalt ent-

behrende Phrase sein.« Die Polen befinden sich mit dieser
Behauptung, daß der· Reichsinnenminister sich in dieser
Frage im Widerspruch zum Führer befinde, im Jrrtum.
« DerFührerhatam21.Maid.J· gesagt; »Der
Nationalsozialisinus sieht in der machtmäßisg erzwuinsgenen
Einsschmelzuinigeines Volkes in ein anderes wesensfremdes
nicht nur kein erstrebenswertes politisches Ziel, sondenn als

Ergebnis ein-e Gefährdung der inneren Einheit uiiisd damit
der Stärke eines Volkes asuf lange Zeit gerechnet. Seine
Lehre lehnt daher den«Gedanken einer nationalen Asssimilation
dogmsatischab. Damit ist auch der bürgerliche Glaube einer

möglichen Germanisation widerlegt. Es ist daher weder unser
Wunsch, noch unsere Absicht, frem-den Volksteilein das Volks-
tum, die Sprache oder die Kultur wegzunehmen, um ihnen
dafür ein-e fremde deutsche aufzuzwin-gen. Wir geben keine

Anweisung für die Verdeutschiungnichtdeutfcher Namen aus,-
im Gegenteil: wir wünschendies nicht. Unsere vo.l-klicheLehre
siehtdasher in jede-in Krieg zur Unterjochiusnsgusnid Beherrschung
eines fremden Volkes ein-en Var-gang, der früher oider später
den Sieger innerlich- verändert uind damit in der Folge zum
Besiegten inarhst.«

ReichssmsinistierDr. Frick hast nichts gesagt, was diese-n
Worten des Führers widsersp-r-icht.Er hat die ma chtsm äß i g
erzwungene Einschmelzung vonPolenins"Deutsch-
tuin nicht als ein erstrebenswertes politisches Ziel bezeichnet;
er hat vielmehr davon gesprochen, daß an deinen, die selbst
bekunden, daß sie Deutsche sind, deutsche Volksstuinsasrbeit ism
besten Sinne geleistet werden soll. Er hat es nicht als wün-

schenswert bezeichnet,daß fre m de n Volksteilein die deutsche
Kultur a u s g e z w u n g e n wird; er hat vielmehr zu erkennen
gegeben-daß inasn es nicht mehr-zulassen wird, daß innerhalb
der Grenzen dies Reiches Menschen, die Deutsche sind und
sei-n wollen, jschutzloseine-r Poilonisie-run-gsakstion,wie sie z. B.
Jan Skala unter der praktisch unverwertbaren Bezeichnung
,,Renationsalisierung« gefordert hat, ausgesetzt bleiben. Das
Volkstusm der-er, dsie sich als Polen bekennen, ist bisher vom

Nastionaslsoziialisinusnicht ansgetaistsetworden-; es wird das auch
in Zukunft nicht«-der Fall fein. Die aufbauende deutsche
Volkstums-arbeit, wie Minister Frick sie gefordert hat, ist nicht
als ,,Germa-n-i·satio-n««,sondern als ein e sel b stver stände
liche Pflicht der Selbsterhaltung zu bezeichnenk
Es ist Sache der Polen, ihre Auffassungen oder vielmehr ihre
Propsaigasnsdathesenhierüber eine-r Revision zu unterziehen.

Ostland-Chronik
Taktlosigkeiten der Opposition

Die doktrinären polnischen N a t i o n a l d e m o k r a -

te n haben es selbst in den Tagen, in denen ganz Polen um

»den Marschall trauerte, nicht unterlassen, ihre Feindschaft,
die sie diesem Manne gegenüber empfunden, zum Ausdruck
zu bringen. Dem hauptorgan der Nationaldemokraten, der
»C- a z e t a W a r s z a w s k a«, ift ihr mehr als taktlofes
Verhalten teuer zu stehen gekommen. Dieses Blatt nahm
vom Tode des Marschalls wohl Notiz, hielt es aber nicht für
angebracht, dem Toren einen Nachruf zu widmen oder die

Trauerkundgesbung des Staatspräsidenten in ihre Spalten
aufzunehmen. Dieses Verhalten rief eine allgemeine
und verstänsdliche Erbitterung hervor. Die ,,Gazeia
Warszawska« wurde mehrmals hintereinander bes lagnah-mt.
Der Verband der Reklamefachleute forderte a e Firmen
aus, ihre Geschäftsbeziehungen zu diesem Blatte abzubrechen-
Die polnischen Zeitungsvertriebsstellen unsd die Verbände

der Zeitungsverkäufer beschlossen, das Blatt nicht mehr zu
vertreiben, die vers iedensten Organisationen machten ihren
Mitgliedern den s oykott des Blattes zur Pflicht. Der

Zeitung wurde das weitere Erscheinen praktisch
unmöglich gemacht.
,,Gazeia«, die — 1774 egründet —· die älteste Zeitung
Polens war, am Ende. ie mußte ihr Erscheinen einstellen.
Ob es dem neuen Blatt, das kurz darauf unter dem Namen
»O a z e t a N a r o d o w a« zu erscheinen anfing und eine

Fortsetzung des alten nationaldemokratischen hauptorgans

darszellt,gelingen wird, sich zu behaupten, muß absgeswartet
wer en.

Noch ein anderer Fall, der von demselben Geiste
niedriger Gehässigkeit zeugt, hat sich ereignet. D e r

BischokvonKielce, Losinski, weigerte sich,
einen rauergottesdienst für den verstor-
benen Marschall abzuhalten. Er ließ, um seine
Demonstration noch »wirkungsvoller« zu gestalten, die
Kirche verschließen. Losinski ist inzwischen vom Papst n a ch
R»om b e r ufen worden. Er hat von den polnisschen Be-
horden einen Paß erhalten, der ihn zur Ausreise, aber nicht
mehr zur Rückkehr nach Polen berechtigt. Losinski ist damit
ausgewiesen bzw. freiwillig in die Verbannung ge angen.
Auch sonst haben sich an manchen Orten ähnliche orfälle
ereignet. So hat der Vor-stand des Verbandes
der hallersoldaten beschlossen, die Bei-

setzungsfeierlichkeiten für den Marschall
zu b o y k otti eren ; jedoch ist der entsprechenden An-

ordnung des Vorstandes von den Gliederungen des Ver-
ibandes verschiedentlich nicht Folge geleistet"wovden.
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Binnen wenigen Tagen war die-

Auslösnng eines deutschen Elternrates
Die Kattowitzer Polizeidirektion hat am 16. Mai den

Elternrat der deutschen Mittelschulen in
K atto witz aufgelöst mit der merkwürdigen Begründung,
daß der Verein bei der Polizeidirektion nicht angemeldet
und sein Bestehen unid seine jeZigeTätigkeit mit dem
Ver-einsrechst nicht vereinbar sei. azu ist zu bemerken, daß
der Elternrat auf Grund einer Verfügung der

Schulabteilung der Kattowitzer Wojewod-
schast vom 4. Juli 1931 gegründet worden ist,
derzusolge an allen Schulen Elternausschüsse gebildet werden
sollten. Vier-einhalib Jahre lang, seit Januar 1932, hat der
deutsche Elternrat ohne Beanstandungen gewirkt und durch
Beiträge und Sammlungen erhebliche Gelsdmittel . aus-
gebracht, die für die Unterstützung der armen Schulkinder
Verwendung fanden. Wenn jetzt mit einem Male von der

Polizeidirektion die Unvereinbarkeit seiner Tätigkeit mit
dem Vereinsgesetz vorgebracht wird, so hat das weni ser mit
dem Vereinsgesetz, als mit den polnischen chuls

- leite r n etwas zu tun, die den deutschen Mittelfchulen auf--
oktroyiert worden sind. Von der Zeit an, in der diese Polen-
die Leitung der Schulen übernahmen, konnte von einerk
harmonischen Zusammenarbeit zwischen der Elternschaft und
der Schule keine Rede mehr sein. Dem Elternrat wurden

fortgesetzt Schwierigkeiten gemacht; seine dankenswerte

charitative Tätigkeit, die den armen Kindern der beiden

deutschen Mittelschulen in Kattoswitz zugute kam, wurde
unterbunden usw« Und als der Elternausschuß am 16. Mai
ein-e Generalversammlung anberaumt hatte, um über sein-e
Tätigkeit Rechenschaft abzulegen, erfolgte das Verbot durch
die Polizeidirektion und die Bestellung eines Kurators über

das Vermögen. Nach den S a tz u n g e n ist nicht die Polizei,
sondern nur die Schulabtseilung der Wojewodschaft zur Auf-
lösung berechtigt, und über das Vermögen hat ausschließlich
die Generalversammlung, nicht aber die Polizei, zu ent-
scheiden. Gegen das rechtswidrige Verbot, durch das die

segensreiche Tätigkeit des deutschen Elternrates vernichtet

wer-gensoll, ist sofort Beschwerde eingelegt
wor» en.

Ueber die hälfte der deutschen Angestellten erwerbslas.

Nachdem bei den deutsch-enArbeiter-gewerkschaftenOstober-
schslesiensdie Zusammenschlußbestrebungenvor einiger Zeit zu
einem gewissen Erfolg-e geführt hab-en, sind nun auch bei den

deutschen Angestelltengewerkschuften solche Be-

strebungen im ange. Ausf ein-er Tagung des G esain tvers
han«-des deutscher Angesstelltengewerkschsafq



t en, die am 19. Mai in Kattowitz stattfand und an der etwa
120 Vertreter der Gewerkschaft kaufmännischerAngestellter
(DhV), des Verbsandes viberschlesischerTechniker (VoT) und

des Verbandes der weiblichen handels- und Buwatigestellten
(VWA) teilnahmen bestand Einigkeit darüber, daß dsie aus-

ider Zeit vor der Teilung noch bestehende Vkesheit der deutschen
Verufsvertret.i«ingeiiendlich überwunden WerdenMuß. Dies-et
Zusammenschlußist um so notwendiger, als die La ge der

deutschen Angestelltenschaft ·Dstobersch-le-
siens geradezu katastrvphal ist. Ueber die

hälste der Mitglieder der deutschen Angestellten-
gewesrkschsaftsenist heute b e sch a f t isg u n g s l o s. Der Glaub-e
an einen gerechten Schutz durch gesetzliche Bestimmungen ist,
wie aus der erwähnten Kattowitzer Tagung zum Ausdruck
kam, aufs schwerste erschüttert.Jn zahllosen Fällen sian altem-

gesessenedeutsche Angestellte von zugewanderten Polen ocder

auch Juden aus ihren Stellungen hinausgedrängt worden. Jn

verschiedenenJnduftrieunternehmungsen habe-n deutsche An-
gestellte ihren Arbeitsplatz verlassen müssen, weil sie als Kund-i-
daten der deutschen Liste bei den Berufs- und Betriebswahlen
mitgewirkt hatten. Ebenso sind zahlreiche andere, die ihre
Stimme siir die deutsch-eListe abgegeben hatten, von den poln-
nisiertien Jndustrieverwaltungien entlassen worden Jst ein
deutscher Angestellter aber erst einmal arbeitslos-,dann ist
seine Zukunft zerstörtzzdenn eine Aussicht, wieder eine ent-

sprechende Anstellung oder überhaupt eine Beschäftigungqu
erhalten, ist für ihn angesichts des- starken und systematisch
gesät-betten Zuzugs

«

landfremder
kaum noch vorhanden. Dazu kommt, daß vielen der Entlassenen
die ihnen zustehenden Pensionen usw. vorenthalten oder

gekürztwerden, und daß die, die werkeigene Wohnungen inne-

-ehabt haben-gezwungen sind, bei der Entlassung auch ihre
ohnungen zu räumen. Die deutschen Gewerkschasten haben

iin den schlimmsten Fällen zwar mit kleinen Unterstützungen
beispringen können-, sie sind aber nicht in der Lage, dem sozialen
Abaleiteii der Entlassenen wirklich Einhalt zu gebieten. Der
Not der deutschen Angestelltenschaft Ostoberschlesiens ist nur«
durch eine gerechte Personalpolitik zu steuern, die nicht den

Eh-au-.vinismiis iinversöhnlicherDeutschen-feindieund dsie Gesin-
nung übler Stiellenjäsgen sondern die sachliche Eisgnunz

der

Arbeitskräftezur Richtschnur ihres handelns macht. ieser
Wille zicir Gerechtigkeit aber ist nicht«vorhanden, am aller-
wenigsten dort, wo die-r Geist Grazynskis umgeht.

VerstärklePolonisieruiig statt Frieden
Vor eini er Zeit hat die »Unierte Evan gelische

Kirche in stolnisch-Oberschlesien«mit der Kirch-e
Augsburgsischen Bekenntnisses »Ist-sieben g-eschlossen«.Eine

Folge dieses »Friedens« ist es wohl, wenn jetzt der pol-
nischePfarrerDanielczyk ausKongreßpolen
vach Dstoberschlesien über-gesiedelt ist, wo er

in R i) b n i k a m t i e r t. Danielczyk war bisher Schriftleiter
des .,Pr2eglonci Ewaiigesicki«, des polnisch- evangelischen
Kirchenblattesder Bursche-Richtung Danielczyk hat in der

Abschiedspredigt,·die er«in seiner bisherigen Gemeinde gehalten
hat, sehr rissen die Absichten Jus-gesprochendie seine kirchliche
Arbeit bestimmen. Er hat sich in einer Predigt gegen die

deutschen Glaubensbrüder gewandt,»diees allzu lang-e nicht
einsehen wollen, daß im gegenwärtigen großen Polen der

Protestantismus der Zukunft, wenn er weiter-
bestehen und das Reich Christi ausbreiten will, d a s G e -

wand des Polentums tragen muß, indem man

sich dem Leben anpaßt und dank dessen die Jugend in der
evan elischenAtmosphäre erhalten wird«. Das heißt also, daß
nach er Auffassung Danielczyks, die übri ens typifch für den
Generalsuperintendenten Bursche und des en ganzen Anhang
ist, die deutschen Protestanten Polen wer-den

müßten, weil es ihnen in Polen nicht möglich
sseiii werde, als Deutsche ihren Protestantis-
m us zu b e wahre n. Jn welchem Rahmen sich dsiseTätig-
keit dieses Geistlichen in Oftoberschlesien abspielen wird,«kann
man sich nach diesem freimütigen Bsekenntnis sein-er Absicht-en
denken. Die Sorge um die Kirche ist ihm und seinesgleichen ein

Vorwand zur Polonisierung der deutschenProtestanten Da-

nielrzyk ift nicht der erste polnischeGeistliche,der von außer-
halb nach Ostoberfchlesien kommt. Es sindbereits sechs andere

vor ihm dorthin gekommen, nach-dem ihn-en von den »Ver-
ainen evangelischer Polen« der Weg geebnet worden

Elemente— aus dem Osten —-

war. Die-se ,,Vereine evangelischer Polen« bilden seit Jahren
die Stoßtrsupps der Pvlonifiieniing der protesstantischsenKirch-e
Ostoberschxlesiens Sie haben es im Lauf-e deeresit erreicht,
daß der Mehrzahl der deutschen Geistlichen der

Wojewodschaft die Erteilung des protestan-.
tischen Religionsunterrichtes in den Schulen
e n t zo g e n und polnischen Geistlichen zugeteilt wurde, die zu
diesem Zweck aus Kongreßpolenoder dem Teich-euer Schlesien
herangeholt wurden. Diese Pastoren ließen es, als sie einmal
da waren, nicht beim Religionsusnterricht bewenden; sondern
sie begannen auch, in das kirchliche Leben einzugreifen, außer-
halb der Schule Bibelstunden, Kind-ergattesdi-enste, religiöse
Versammlungen zu veranstalten usw. Eine von der Unierten
Evangeliischen Kirche bereits vor längerer Zeit an das Kultus-
minsisterium in Warschaiu gerichtete B eschw e rd e , in derI
die Susspendierung der polnsischienGeistlichen vom Religsions-
unterricht verlangt wird, ist — natürlich — bisher noch nicht
entschieden worden. Danielczyk it der siebente der politischen
Kampspastoren, die bisher zur oloiiifierung der deutschen
protestantischen Gemeinden Ostoberschlesiens angesetzt worden

sind. Nach Friede-it sieht das nicht aus.

Das schlechteGewissen »

Die Tagung, die der Volksbund- für das
Deutschtum im Ausland zquingsten inKänigsberg
veranstaltet, hat dass Mißtrauensund das Mißfallen be-

stimmter Kreise des Auslandes geweckt. Vor allem glaubten
gewisse-polnische, litauis-che, estnische und lettische Blätter in«

dieser Tagung aus unerfindlichen Gründen eine deutsche
Demonftration gegen die Ostftaaten, eine »Berherrlichung
des Dranges nach Osten« erblicken zu müssen. Diesen Ver-

dächtigungenist der Bundesfiihrer des BDA. in einer Unter-

redung mit einem Vertreter der «PrseußischenZeitung«
entgegengetreten Es heißt darin u. a.: »Wenn die Volks-
tumsarbeit des VDA. ftaatspolitisch oder gar kriminell im
Auslande verdächtigtwird, so spricht daraus nur das schlechte
Gewissen derjenigen Kräfte, die eine Gleichberechtigung in
der Volkstumsarbeit bekämpfen Wir nehmen für uns n u r

dasselbe in Anspruch, wie die benachbarten
V ö l k e r. Sie haben alle ihre Organisationen-Bärihr Volks-«
tum auch jenseits der Staatsgrenzen. Die etten und
Esten haben solch-e Berbändse, ebenso die Litau e r, die

jetzt einen Vertreter zu den Auslandslitauern nach Amerika

entsandt haben· Das größte Gegenbeispiel zu uns ist der
Weltbund der Auslandspvlen, dessen Präsident,
der Senatsmarschall Raczkiewicz, soeben zum Tode
des Marsch-alls einen Aufruf erlassen hat, in dem es-heißt:·
,Das Polentum, wo es auch immer in Erscheinung treten

mag, innerhalb und außerhalb der Landesgrenzen,ist ein-e

geistig-e Einheit und findet im Geiste Joses Pilsudskis Kraft
und Stärke.« Wir finden diesen Anspruch auf die geistige»
Einheit des gesamten Polentums innerhalb und außerhalb
der Lan-desgrenzen durchaus berechtigt. Wir verwahren uns.

aber scharf dagegen, wenn man jetzt wieder den gleichen, von

tins erhabenen Anspruch, wie er in der Königsberger Tagun
"um Ausdruck kommt, verdächtigt und verleumdet.« — Da -

ieser Tagung jede irgendwie aggrefsive Note fehlt, geht u. a.

auch daraus hervor, daß die Polen, Esten und
L e t t e n e in g e l a d e n worden sind, Vertreter der ihr
Auslandsvolkstum betreuenden Organisationen zur Tagung
zu entsenden. Wenn die Litauer nicht eingeladen worden
sind, so deshalb, weil es das bloße Anftandsgefühl verbietet,
mit diesem Staate irgendwelche, über das Maß dies

unbedingt Notwendigen hinausgehen-de Beziehungen zu
unterhalten.

"

Recht nicht Gnadet

Am 17. Mai verkündete »das litauische Ober-
tribunal seine Entscheidung uber die Kassations-
klage der Verurteilten des Memelpro-
zesses. An den Urteilen des Kauener Kriegsgerichtes
wurde nur insofern etwas geändert, als gegenüber Baron
von der Ropp die Anklage wegen Vorbereitung eines be-.

waffneten Aufftandes gestrichen und die Zivilklage der Frau
Jesuttis abgelehnt wurde. Jm übrigen wurden sämtliche
Urteile, einschließlichder vier Todesurteile, bestätigt. Mit
der Entscheidung des Obertribunals waren sämtliche
Rechtsmittel erschöpft. Den Verurteilten blieb nur

noch die Möglichkeit«Gnadengesuche einzureichen. K e i n er
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der Berurteiltenhat um Gnadegebete-n. Die
an den Staatspräsidenten Smetona gerichteten Gnaden-

gesuche sind nicht von den Verurteilten, sondern ohne deren

Wissen von den Verteidigern eingereicht worden, die

sich mit anerkennenswerter Aufopferung bis zum letzten
Augenblick für die grundlos angeklagten und unschuldig
verurteilten deutschen Memelländer eingesetzt haben. Es
kann nicht genug hervorgehvben werden, daß, abgesehen von

dem Spitzel Molinnus und dem Verräter Kubbutat, sämt-
liche Verurteilten während des ganzen Prozesses eine

vorbildliche haltung bewahrt und eine bewun-
dernswerte Tapferkeit an den Tag gelegt haben.
Als seinerzeit die Vluturteile verkündet wurden, da waren

es die zum Tode· oder zu langjährigen Zuchthausstrafen
Verurteilten, die allein die Fassung behielten und ihren
vor Scham und Empörung mit den Tränen kämpfenden
litauischen Verteidigern Mut und Trost zusprachen. Sie

sind durch diesen Prozeß, in den sie ohne Verschulden
hineingezerrt wurden, zu Märtyrern des Deutschtums ge-
worden. Die aufrechte haltung, die sie bewiesen haben,
verpflichtet Deutschland ihnen und ihrer Memelheimat
gegenüber von neuem.

Jm Falle der vier zum Tode Verurteilten hat der;

litauische Staatspräsident von seinem Begnadigungsrecht
Gebrauch gemacht. Er hat Prieß, Boll, Lepaiund
Wannagat zu lebenslänglichem Zuchthaus
,-,b e g n a d i g t«. In Litauen muß man- sich darüber im

Klaren sein, daß mit einem ,,Gnadenakt« der Fall nicht
erledigt ist. Er kann nur dadurch erledigt werden, daß
R e ch t gesprochen wird, nur dadurch, daß die gegen die Ver-
urteilten und gegen Deutschland erhabenen lügenhaften
Beschuldigungen von litauischer Seite zurückgenommen
werden, nur dadurch, daß von litauischer Seite der ganze
Prozeß als das bestätigt wird, was er in Wirklichkeit war:

ein Justizverbrechen, durch das dem blutigen Terror be-
amteter Banditen im Memelgebiet der Schein einer

politischen Berechtigung beigelegt werden sollte. Vielleicht
hat der litauische Staatspräsident persönlich den ganzen
Prozeß nicht gewünscht. Man erzählt sich, daß er versucht
hat, sich der Bestätigung der Bluturteile durch eine Aus-

landsreise zu entziehen, daß er von der maßgebenden
politischen Elique daran aber gehindert worden ist . . .

Das polnische Eherechl
Zu den Fragen, die von Zeit zu Zeit die Gemüter in

Polen erregen, gehört die Frage der Ehescheidung.
Bisher ist es noch nicht zu einer Vereinheitlichung des in

den drei Teilungsgebieten geltenden deutschen, österreichi-
schen und russischen Eherechtes gekommen. Seit Jahren
befindet sich zwar ein entsprechender Gesetzentwurf in Vor-

bereitung, die Regierung hat ihn aber bisher nicht dem

Parlament zur Beschlußfassung vorgelegt. Die maß-
gebenden Kreise des Pilsudskisystems sind
»als Anhänger eines ,,fvrtschrittlichen« Eherechtes bekannt.
Die schärfste Ablehnung findet die ,,Ehereform«, d. h. die

Zivilehe und die Erleichterung der Ehescheidung, bei der

statholischen Kirche, für die die Alleingültigkeit der

kirchlichen Ehe unsd das Scheidungsverbot für katholische
Ehen nicht nur ein seelsorgerisches, sondern auch ein

politisches Machtmittel bedeutet· Dieser Zustand, daß der
Staat die Scheidung nicht aussprechen kann, die katholische
Kirche sie aber nicht aussprechen will, hat mitunter ab-

tsonsderliche Folgen gezeitigt. Es ist in Polen eine fast all-

ltägliche Erscheinung geworden, d aß d i e sch e i d un g s -

lustigen Katholiken, um dem Zwang ihrer
Kirche zu entgehen, zu einem anderen Be-
kenntnis oder zu einer der zahlreichen
Sekten übertreten. Die vornehmen Kreise bevor-

zugen in solchen Fällen das protestantischie Bekenntnis. Es
ist tin Polen allgemein bekannte Tatsache, daß ein erheblicher
Teil der Würdenträger des Pilsusdskiblockes Protestasnten
ssind, nicht von haus aus, sondern weil sie sich von ihren
ersten Frauen scheiden lassen wollten. Jm Jahre 1929 hat
es sogar einmal ein Kabinett gegeben, dem fast ausschließlich
Männer angehörten, die Katholizismus und erste Frau

egen Protestantismus und zweite Frau eingetauscht hatten.
s ie gewöhnlichen Sterblichen in Polen, die sich scheiden
llassen möchten, treten zur pravoslawischen Kirche oder zu
einer der Sekten über. Es gibt pravoslawischie Geistliche und·
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Sektenführer,-die die Scheidungslust katholischer Eheleute
zu einer ergiebigen Einnahme-quelle gemacht haben: Für
einige hundert Zloty kann man Katholizismus und Frau
im· abgekürztenVerfahren loswerden. Jn manchen Fällen
wird durch so einen Konfessions- und Ehewechsel jedoch
eine rechtlich bisher noch nicht völlig ge-
klarte Lage geschaffen. Einige Sekten, die die Ehe-
scheidungehemaliger Katholiken besorgen, sind vom Staate
nicht anerkannt. Von katholischer Seite wird nun behauptet,
daß diese Sekten rechtlich unwirksame Akte vollziehen, und
daß die von«ihnenGeschiedenensich durch Wiederverheira-
tung der·Vigamie schuldigmachen. Solche Bigamisten
wider Willen scheintes in Polen viele zu geben. Auf die
Dauer wird die polnische Regierung nicht darum herum--
kommen, in das gegenwärtig im Eherecht herrschende Chaos
durch eine Eherechtsreform Ordnung zu bringen. Es ist
kaum anzunehmen, daß die Reform dann anz im Sinne
der»katholischenKirche und der Frauen ausfallenwird, die
befürchten, daß ihnen mit einer Erleichterung der Ehe-
scheidungihre Männer davonlaufen werden, Der polnische
Staat wird es sich auf die Dauer kaum leisten können, ein

so stark in das Leben jedes einzelnen Staatsbürgers ein-
greifendes Recht wie das Eherecht der Kirche zu überlassen.

Sterilisiermig in Polen.
Asuf der kürzlich abgehaltenen Jahrestagung des

Staatlichen Gesundheitsamtes in Warschaii
wurde u. a. ein von der Polnischen Eugenischen Gesellschaft
ausgearbeiteter Gesetzentwurf über die Sterili-
sie r u n g beraten. Der Gesetzentwurf sieht vor, daß erb-
kranke unid geistig minderwertige Personen aus Grund einer

gerichtlichen Entscheidung unfruchtbar gemacht werden
konnen. EntsprechendeAnträge sollen die Erbkranken auch
selbst stellen konnen. Der Gesetzentwurf wurde einem Aus-
schußzur weiteren Beratung zugewiesen.

.,Sprechen Sie Deutsch?«
Jn der-estnischen Zeitung ,,Waba Maa« stellte ein Este

kürzlich mit Zufriedenheit fest, daß man sich bei ihm zuhaufe
doch wohler fühle als bei den lettischen Freunden, denen es«

leid-er noch ein wenig an der europäischenSalonsähigkeitim
Umgange mit Ausländern fehle. Eines Tages, so erzählt er,

habe ihn auf der Straße ein herr angehalten, der sichvorsichtig
nach allen Seiten umschaute und dann, als er sichvergewissert
hatte, daß sonst niemand da ist, im Flüsterton fragte:
»Sprechen Sie Deutsch?« und, nachdem dies bejaht worden
war, sich erkundigte, ob man in Reval denn auf der Straße
deutsch sprechendürfe. »Aber natürlich«,hat da der Este gesagt,
»be«i uns darf jeder die Sprache sprechen, die ihm gefällt-«
Dann heißt es weiter: »Es stellte sich jetzt heraus, daß mein

Gegenüber ein Reichsdeutscher war, der eine Reise durch die-

baltischen Staaten machte. Jn Riga ist er vor Schwierigkeiten
beinahe steckengeblieben. Auf der Straße, in »derEisenbahn, im
Postamt, überall wies man ihnygrob oder gar drohend ab,
sobalder seine Anliegenin deutscher Sprache vorbrachte. Aus

diesem Grunde nahm er an, daß es auch in Reval nicht anders

—herginge.«
Noch einen ähnlichenVorfall erzählt der Gewährsmann

der estnischen Zeitung: »Als ich kürzlich in helsingsors war,
lernte ich einen finnländischenSchweden kennen, einen Indu-
striellen. Dieser herr hatte vor einiger Zeit eine Autotour
durch Estland und Lettlanid gemacht. Jn Mitau passierte ihm
folgender Zwischen-fall: Seinem Auto war das Benzin aus-

ergansgen
Er wandte sich in deutscher Sprache an den nächsten

olizisten und fragte ihn nach einer Tankstelle. Der Beamte

schüttelteschweigend den Kopf. Dieses stumme Spiel dauerte

einige Zeit, bis zu dem Augenblicke, in dem kein anderer

Mensch in der Nähe war. Dann antwortete der Polizist in

IdeutschserSprache: ,Die nächste Tankstelle befindet sich hier
gleich um die Ecke. Jch hätte Jhiien dies gleich gesagt, Ober

ich darf ja nicht deutsch sprechen.««
Zum Schluß schreibt der auf sdie Zuvorkommttheikseiner

estnischen Landsleute stolze Gewsährsrnanm »Es ist selbstver-
ständlichdie eigen-e Angelegenheit der Letten, welch-e Sprache
zu sprechen sie ihrer Bevölkerung erlauben. Doch d ü kfen
wir bei unseren Spracherlassen Riga nicht
zum Vorbilde nehmen, besonders dann nicht, wen-n
wir für den Fremdenverkehr werben.« — Ja, wenn's nur so



wäret Der Mann hat anscheinend das eftni·s che SNEL-
ch e n g e s e vom letzten Jahre vergessen, das einennwesentlich
anderen Geit atmet, als man nach der obigenErzathliungan-
zunehmen geneigt ist, und das eine recht pemlslchkAehnlichkeit
mit dem entsprechenden Gesetz in Lettland aufweist.

Ganleiler Wagner zum Dberpräfidenlenernannt

Der Führer und Reichskanzler hat auf Borschlag des

Ministerpräsidenten Göring den· Gauleiter Josef
a g n e r zum Oberprasidenten in Breslau ernannt.

Josef Wagner wurde am 12.· Januar 1899 in Altgringen m

L o th r i n g e n als Sohn eines Bergmannes geboren.Nach
abgeschlossener Lehrerausbildung wurde er 1 17»i·nsheer
einberufen. 1918 kam er schwerverletzt in franzosische Ge-

giäigenschafi.Nach fünfmaligem Fluchtversuch kehrte er im

Pre
1 19 nach Deutschland zurück. Bereits 1922 wurde

Jo es Wagner Borkämpfer der NSDAP. im Ruhrgebiet. Es

gelang ihm, in dieser hochbsurg des Marxismus gerade den

schaffenden deutschen MenEenfrühzeitig für
die NSDAP

gewinnen. 1928 wurde agner i.i den Reichstag gewahlt.
m leichen Jahre wurde er vom Führer zum G a u le i t e r

We tfalen der NSDAP. ernannt. Die
gewaltisenFort-

schritte der NSDAP. gerade in diesem Gebiet s hrten Reiner Teilung des Gau ebietes. Am 5. Dezember 3934wur

Josef Wagner mit der Führungdes Gaues Schlesien betraut.

Urlaub in Danzigl
So traurig die Guldenabwertung ganz all-

gemein für die Danziger Bevölkerung ist, auf dem Gebiete
des Fremdenverkehrs kann sie sich für die Danziger

Wirtschaft doch vorteilhaft auswirken. Für die D euts

chen im Reich ist Danzig ein ver-lockend
billiger Ferienaufenthalt geworden. Reichs-
deutsche Gäste erhalten für eine Reichsmark jetzt über zwei
Danziger Gulden; sie können, da sich die nach der Ab-.

wertng eingetretenen Preissteigerungen in verhältnis-
maßig engen Grenzen halten, jetzt in Danzig erheblich
billiger leben als früher. Der Danziger Senat ist in Zu-.
sammenarbeit mit dem Gaststättengewerbe und den anderen
am Fremdenverkehr interessierten Stellen bemüht, un-.

gerechtfertigte Preissteigerungen zu verhindern und für-
eine befriedigende Unterbringung des zu erwartenderr

großenZustroms reichsdeutscher Gäste Sorge zu tragen-
uch von reichsdeutscher Seite wer-den dem Urlaubsverkehr

nach Danzig kein-e Schwierigkeiten bereitet. Es ist ein-e

Geldmitnahme aus Deutschland nach Dan-

z i g bis zu 360 JMØ je Monat und Person gestattet. Diese
Summe, die einem Gegenwert von rund 770 Danziger
Gulden entspricht, reicht auch für die anspruchsvollsten
Feriengäste aus. Es ist nicht nur der eigene Vorteil-
ondern vor allem auch die selbstverständliche

fli tder-Deutschen im Reiche gegenüber
den olksgenossen in Danzig, auf denen heut-e
noch die ganze Schwere des Bersailler Diktates lastet, die
alte deutsche hansestadt und ihre schönen
äder zu besuchen. Was für die Urlauber aus dem

Reiche Freude und Erholung ist, ist für die Danziger ein-e
willkommene unsd dringend notwendige hilfe in ihrem
Ringen um die wirtschaftliche Existenz und um die nationale

Behauptung

Ein deutscher Kirchenfiihrer des Pvfener Landes
Die Borkriegsgeschichte der evangelischen Kirche im

Poiener Gebiet ist untreunbar mit dem Namen J o h a n n e s

hefeiiel verbunden Jedes Gebiet kirchlichen Lebens im

Poieuer Lande verdaukte der Wirksamkeit dieses Mannes

Entstehung, Ausbau oder Vertiefung, so daß noch heute, trotz
der Veränderungen in der kirchlichen Lage, das gesamtkirch-
liche Leben der unierten

evangelischenKirche in Polen auf
der tragenden Grundlage von he ekiels Schaffen steht.

Johannes hefekiel stamnite aus Altenburg, wo sein
Bater Generalsuperintendent war. Nach Beendigungder
Schulzeit studierte er in Jena, Erlangeu und Leipzig Theologie.
Sein lsebhaftes Jnteresfe für das Werk der damals neu auf-

'

strebenden J n n e r e n M i s s i o n veranlaßte ihn, nachdem
er sein Studium beendet hatte, dazu, in den Dienst des thei-
nisch--westfälsischenJünglinigsbunsdes als dessen erster Reise-
prediger zu treten. Zwei Jahre später, 1862, wurde er Ge-

fängnispvediger iin Eslsbersseld,übernahm aber bald von da aus

das ausgedehntere Amt eines Reisepredigers für Jnnere
Mission im Westen Deutschlands. Der 1848 gegründete Zen-
tralausschußfür Jnnere Mission stand damals noch unter der

Führung seines Gründers Johann hinrich Wichern, mit idem

hefekiel in enge Beziehungen trat und dessen S üler und

Freund er wurde. 5 Jahre hat er diese Reisetätig eit durch-
geführt, bis er 1868 sein erst-esPfarramt erhielt. 18 Jahre hat
er unter schwierigen Berhaltuissen dieses Amt in der Gemeinde

Sudenburg bei Magdebiirg verwaltet.

Die Jahrzehnte von 1860—1886, als-o die erste hälfte
seiner langen Amtszeit, waren die rechte Vorbereitung für den

schweren und verantwortiingsvollen Beruf, für den Pfarrer
hefeksieclausersehen war, als er, der bisher nur in rein evan-

gklllchenGegenden gearbeitet hatte, in die ganz andersartisgen
schwierige-nVerhältnissedes Posener Landes berufen wurde.
Auch M sein«-etPosener Wirksamkeit gingen Kirche und Jnnere
Mission bel Ihm stets hand in hand. hefekieslschuf als General-

superintendent zahlreiche neue Kirchengemeinden, er übergab
169 neue Kirchen ihrer Bestimmung; er führte Gene-ra:lkirche-n-
visitastionrih EPhOmIkaEWUzM und Ordinationslurse ein; er

ordinsierte über 300 Pfarrer und trug selbst für die Ausbildung
der Pfarrbräute Sorge. Er ging auf die Wünscheder west-
iåkischenAnsiedlergeniesindenebensoverständnisvoll ein, wie
er die Erweckunsgsbewegung un Netzegau zum Besten der

Kirche in gesunde Bahn-en zu« leiten bemühtwar. Er blieb
dabei stets der Mann der Jnsneren Mission,«der für die Unster-

bkivgung der Siechen das Männersiechenhaus in

Tonndorf und das Frauensiechenhaus in
Wolfskirch schuf, der msit Eifer sich uni das Diakonissen-
wert mühte und das neue Posener Diakonissenhaus
mit erbauen half· Er rief für die in der andersgläubigen Um-
welt religiös gefährdet-enKinder Konssitin-andenainxstaltenins
Leben und war stets darauf bedacht, die kirchiiche Arbeit nicht
nur aiuf das geordnete Amt des Pastors, sonder-n auch auf die
Mitarbeit verantwortungsbeivußter Gemeindemit liedser zu
stützen. So ist er der Begründer der evangelischen isra u e n s.

shsil fe geworden, der er die Ausbildung von Geimeindehelses
rinnen übertrug. So hat er den Be rein für L a n d m i s-«
sio n gegründet,der sich in seinem heim in Lan-g-enolingendie

Erziehung jungerDiakone für dsie ständige kirchliche Berufs-
arbeit angelegen sein ließ. Dieser A u f b a u a r b e i t, die von

tiefer kirchlich-erundstiarker völkischerGesinnung getragen war,

ist es zu verdanken, daß die Posener Kirche nicht, wsie manche
andere Jnstitutioax der Ostmark, in den Jahren des Umsturzes
zerfiel, sondern ais- leibendiigerOrganismus erhalten blieb und
sich aus die ihr zufallenden neuen Ausgaben ein- und um-

stellen konnte. Seh-r wertvoll war es, daß der evangelische
Generalsuperinstendent, dessen Gemeinden auch schon damals
eine, wenn auch starke, religiöse Minderheit bi"ldeten, mit der
ka t-h o liss che n Kirche stets iin Frieden klebte. Bekannt ist die
Tatsache, daß sder Erzbischof Stsablewski noch auf dem Sterbe-
bette den Besuch des von ihm hochgeschätztienevangelischen
Kisrchenführersempfing.

Ueber den Rahmen der Posener Kirche hinaus hat der
Nanie hefekiel gesamtkirchlich e Bedeutung, namentlich
durch die ständigeMitarbeit im ZentraTaUsschußfür annere
Mission wie auch durch die Mitarbeit im Gustav-Adolf-Berein·
Als der Siebzigjährige 1905 sein Amt aufgeben und in den
Ruhestand trete-n wollte, wurde er voin alle-n Seiten dringend
gebeten, noch weiter im Amte zu bleiben. Erst 1910 trat er

nach 24sährisgersegensreicher Tätigkeit isn Posen, in den Ruhe-
stau·d. Aber auch weiterhin gehörte seine Sorge dser Posener
Kirche, namentlich dem Posener Dsiakonissenhaus,an dessen
Verwaltung er auch noch nach seinem Fortzuge teilnahm.
Die persönlichenBeziehungen hesekiels zu Posen blieben be-

sondersinnig dadurch, daß einer seiner Söhne in der Posesnet
Kircheals Pfarrer tätig war und seine Tochter als Pfarrfrau
hier waltete. Auch deren Kinder habe-n der Wahlheimat ihres
Großvaters die Treue gehalten.

"

Hesekiel siedelte von Posen nach Wernigerode über.Kurz
vor dem Ende des Krieges ist er am txt-Juli 1918 im Alter
von 83 Jahren gestorben.
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Hultfchin in der- sudetendeutschen Front
Die Wahlschlsachtsin die-r Tsschiechosslowakeiist geschlagen, und

damit auch im hsultschiner Ländchen.Sie hat hier dem Deutsch-
tum zu einem nie geahnt-en Siege verholsfen. Die Sudeten-

deutsche Partei von Konrad hesnlein ihat fsa st 90 Z aller

abgegebenen deutsch-en Stimmen auf sich ver-

e i n i g t. Trotzdem nicht ein einziger Name eines hultschiners
auf der Kandidatenliste stand, stellte sich das Volk voll Ber-
trauen hinter diese junge Partei und gab damit seinen
Willen kund, zu geschlossener Einigkeit hinter eine einheitliche
politische Führung des Deutschtums im tschechischenStaate
zu treten. Jn tschechischenKreisen versuchtman den Wsahlsieg
als einen Erfolg der ,,Jrredenta« hinzustellen, ein Wort, das

völligzfehl am Platze ist.
«m Folgenden seien die Ergebnisse der Parlaments-

wahl vom 19. Mai d. J. wiedergegeben:

Deutsch Tschechifch Kommu- Heuleinpartei
stimmten: stimmten: nistisch.: allein erhielt:

1935 1935 1935 1935

Bielau 182 77 — 182

Beneschau , 774 307 5, 706
Bobrotvnik 222 104 1 209

anlawitz 626 122 1 583

Volatitz 963 323 20 854
Gr. Darkowitz 396 117 — 387
Kl. Darkowitz 378 98 1 370

Hautsch 734 189 2 674

Hultsrlsin 1825 845 35 1573

Hoscbialkotoitz 445 267 12 395

Kuchean 293 192 —2 - 253

Fioblan 737 385 42 730

Kauthcn 639 90 — 599

Kosmütz 437 213 4 346
Krawarn 1741 283 17 1504

Elg. Hultschin -328 179 38 282

Ludgerstat 1707 376 21 1653

Marter-Dorf 538 154 2 512

Pistetssliosen 1250 477 35 1189

Sandau 636 235 529

Schillersdorf 610 185 4 583

Schcpankowitz 816 184 17 734

Wreschin 171 176 1 151

Oppau 216 132 1 206

Zatvada 153 51 —-.- 145

Amtoschotvitz 20 77 -—.- 19

Schlausewitz 172 56 — 166

Schreiber-Bdon 254 95 — 175

Odersch 513 210 —- 360

Rohin 243 17 — 203

Zauditz 484 45 —- 405

Thröm 421 10 -. — 396
Weide-mal 68 24 —- 66

Strandorf 260 110 —- 211

Köberwitz- 728 183 58 604
Gr. Hoschiitz 535 172 51 353
Kl. Hoschiitz 388 239 .11 150

chbsch 246 62 1 167

21 150 7 030 382 18624
Das ergibt in Osz 88010
ausgedrückt: 0,0 o,o 174o,0 aller

Stimmen

Das hultschiner Ländchen hat also zu A deutsch gestimmt.
Trotzdem sind in diesem Gebiet, das am 4. Februar 1920 laut
Artikel 83 des Bersailler Dittates ohne Abstimmung an die

Tschechosloiwakei abgetrennt wurde, all e d e u tsch en

Schulen bis auf zwei (Zauditz und Thröm) in-

itschechische umgewandelt worden. Der poli-.
itische Ausnahmezustand besteht heut-e noch im ver-

waltungsmäßig geteilten Hultschiner Ländchen und setzt
Gesetze, die- ür das ganze Staatsgebiet Geltung haben, hier
außer Kra t. Bor allem ist es nicht gestattet,
deutsche rivatschulen zu errichten. Die krasse
wirtschaftlich-e Not macht es dem größten Teil der Bewohner

Mit dem Seedienft
nach Moder-Heu
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unmöglich, die Kinder durch·häuslichen Unterricht deutsch
erziehen zu lassen. Demgegenüber erhielt halt chin ein neu-.

erbautes·tschechisches Gymnasium, rawarn eine
tsch e ch i s ch e landwirtschaftliche Schule. Alle größeren
Orte wurden mit ts chechis chen Bürgerschulen versehen.
Jn Orten, wo zu preußischerZeit 5 bis 6 Lehrer wirkten,
sind heute 15 bis 20 tsch e ch isch e Lehrer tätig. Klassen mit
nur 8 bis 10 Kinder-n sind im hultschiner Ländchen keine
Seltenheit. Die tschechische Einwanderung in das

hultschiner Ländchen wird von Jahr zu Jahr stärker. Die
Stadt hultschin erhielt eine tschechischeP e n s i o n ist e n -

si-edlung, dazu etwa 500 tschechische Beamte
der politischen Bezirksverwaltung, der Steueradministration,
der Militärverwaltung, der Gendarmerieschule usw. Die
kleine Gemeinde Bobroswnik von 552 Einwohnern zählt allein
35 Familien, die inden letzten Jahren aus dem rein tschechi-
schen Gebiet zugezogen sind. Die Restgutssbesitzen denen man

das dem Großgrundsbesitzerenteignete Lan-d übertragen hat,
bringen nur tschechischelasnsdwirtschaftliche Arbeiter und Ar-
beiterinnen in· das Gebiet. Die Domäne Krawarn beschäftigt
allein rund 300 tschechische Arbeiter-

Ein-e deutsche W a h lp r o p a g a n d av war im hul-
tschiner Ländchen nur s wer möglich, währen-d die, tschechik
schen Parteien und die ommunisten unter dem Schutz der

Staatsgewalt völlig ungehindert agitieren konnten. Ein Teil
der tschechischgesinnten Geistlichkeit miß-brauchte die Kanzel
zur Propaganda für die ,,Ljdova Strana« (TschechischeVolks-

partei). Dagegen erhielt ein deutscher Geistlicher, der für die

Sudetendeutsche Partei im hultschiner Ländchen sprechen
sollte, das Rsedeverbot. Daß die Massen tschechischer Flug-
blätter, mit denen das Gebiet überschwemmtwurde, in der

Bevölkerung keinen Widerhall finden, das haben deren Ber-
fasser schließlichselbst einsehen müssen; und sie versuchten
darauf, ihre Propaganda auch in deutscher Sprache zu trei-
ben. Auf einem, auch in deutscher Sprache verfaßten Flug-
blatt der Tschechen waren folgende bezeichnen-de Worte zu
lesen: »Wenn Jhr aber nicht herren Eurer heimat sein
wollt, wenn Jhr Christus leugnen wollet und die Rückkehr
zum germanischen heidentum wünschet, wenn Jhr samt
Euren Kindern in den Schrecknissen eines Krieges verbluten
wollet,’ wenn Jhr als Knechte unter der Knute von Gewalt-
tätern leben wollet, wenn Jhr die Grundstücke, die Euch erst

«

die tschechoslowakische Republik zugeteilt hat, auf immer ver--

lieren wollet, — dann schenket Glauben den besosldeten
Hetzern und verhaltet Euch nach ihren Ratschlägen bei den
kommenden Wahlen! Aber trotzdem« bleibt Jhr immer

Staatsbürger der Tschechoslowakischen Republik, und dann
redet nicht von Ungerechtigkeit, wenn Euch nach den Ergeb-
nissen der Wahlen nach Verdienst gemessen wird!«

Viele deutsche Stimmen sind dadurch verloren gegangen,
daß man die Wahlberechtigten isn die Listen nicht aufge-
nommen hat. Einer großen Zahl von Deutschen hatte man

das Wahlrecht entzogen, weil sie in ihrer Not Holz im Wald

gesammelt haben. Viele junge Deutsche sind in den Jahren
1933l34 in olge politischer Berfolgungen und wirtschaftlicher
Not nach eutschland ausgewandert. Ueber 1000 deutsche,
Mädchen konnten sich an den Wahlen nicht beteiligen, da sie
als landwirtschaftliche Saisonarbeiterinnen im Jnnern
Deutschlands beschäftigt sind.

Unter diesen recht ungünstigen Verhältniss-en fanden die
Wahlen im hultschiner Ländchen statt. Und trotzdem oder

vielleicht gerade deshalb dieses Ergebnis! Die Wahlen haben
hier — wie im ganzen sudetendeutschen Gebiet — erneut

gezeigt, daß die Berschleierungsmethoden der tschechischen
Bolkszählung von 1921 und 1931 an dem deutschen Bekennt-
nis der Bevölkerung nichts ändern können. Wenn

»

die

Tschechen nach ihren bekannten Praktiken im hultschiner
Ländchen 19,9 Proz. und 11,5 Proz. Deutsche errechnet haben,
so werden sie durch das Ergebnis von 1935 mit 74 Prozent
deutscher Stimmen Lügen gestraft. Das deutsche Ergebnis ist
noch um so höher zu werten, als der Stimmenzuwachs sich
nicht aus den Schichten der älteren Bewohnerschaft zu-,
sammensetzt, sondern aus der heranwachsendenJ u g e n d ,

die doch zum größten Teil gezwungen war, in tschechische
-Schu(en zu gehen· Das hultschiner Ländchen hat zuk«

tschechischengroßen deutschen Schicksalsgemeinschaft im
«

H. Janoselty
«

Staate bekannt.



Aus der Rede des Führers
Welche Folgerungen Deutschland aus der

.

Unter-

sdrückungspolitik der Litauer zu ziehen gezwungen Ist, das

ist vom Führer in feiner R·elch5tagskede Um

2 1. M ai mit quer Deutlichkeit dargelegt worden: « .·
· - Aus

diesen Absichten heraus waren nnk auch bekelt- Mkt».«lllM
unseren Nachbarn R i ch t a n g r i f f s p a k te abzuschließen.
Wenn wir davon Litauen ausnehmen,so geschieht
sdies nicht deshalb, weil wir dort einen Krieg wunschen,
sondern weil wir nicht mit einem Staate

politische Verträge eingehen können» der

die primitivsten Gesetze des menschlichen
Zusammenlebens mißachtet. Es ist traurig

enug, daß durch die zersplitterte Lagerung der europaischen
ölter sich in manchen Fällen eine praktisch-e Grenzziehung

in den Nationalitäten entsprechenden Nationalgrenzen nur
schwer verwirklichen läßt, oder daß durch gewisse Vertrage
auf die nationale Zusammengehörigkeit bewußt keine Rück-

sicht genommen wurde. Es ist dann aber erst recht nicht
notwendig, daß man Menschen, die ohnehin schon von dem

Unglückbetroffen sind, von ihrem angestamniten Volk weg-
gerisfen zu sein, außerdem noch quält und mißhandelt.. In
einer großen internationalen Zeitung las ich vor wenigen
Wochen die Bemerkung, daß Deutschland doch leicht auf das

Meinelgebiet Ver icht leisten könne, es sei doch ohnehin schon
groß genug! Dieseredle, menschenfreundliche Skribent ver-

gißt nur eines, daß 140 000 Menschen endlich
auch ein eigenes Lebensrecht besitzen, daß

es sich gar nicht darum handelt, ob Deutschland sie will oder

nicht will, sondern darum, ob sie selbst Deutsche oder kein-e

Deutschen sein möchten. Sie sind Deutsche. Man hat sie
durch einen nachträgli sanktionierten
Ueberfall,dermittenim riedenstattfand,
vom Reiche weggerissen, und zur Strafe
dafür, daß sie nun dennoch am deutschen
Volkstum hängen, werden sie verfolgt, ge-
foltert und auf das barbarifchste mißhan-
d elt. Was würde man wohl in England oder in Frankreich
sagen, wenn ein solch trauriges Schicksal Angehörigen dieser
Nationen zustoßen würdet Wenn das Gefühl der Zu-
gehörigkeit zu einem Volk durch Menschen, die man egen
jedes Recht und Naturempfinden von einem solchen olke

weggerissen hat, als ftrafwürdiges Verbrechen gilt, dann

heißt das, daß man Menschen selbst das Recht
bestreitet,das jedem Tier noch zugebilligt
wird: das Recht der Anhänglichkeit an den
alten herrn und die alte, angeborene Ge-
meinschaft. Aber140000 Deutsche in Litauen werden
sogar unter diese Rechte gestellt. Wir haben daher
keine Möglichkeit, solange es den verant-

wortlichen Garanten des Memelftatuts
ihrerseitsgnicht möglich ist, Ljitauen zum
Respekt der primitivsten Menschenrechte
zurückzuführen, unsererseits mit diesem
Staatirgendeinen Vertrag abzuschließen.«

1000 Worte Ostwärts-Frühling
Tausend Worte sind wenig, viel zu wenig, um in einem

Friihlingspsaliii die Schönheit der erwachenden Natur in

Bayerns Ostmark zu preisen. Man müßte wenigstens hundert
Verse dichten dürfen, lauter fröhliche hymnen, zu denen der

Bergurwald selbst die rauschende Musik setzen und der glas-
klare himmel darüber seine liebsten, lockendsten Bilder

zeichnen würde.
»

Es ist ein seltsamer Frühlingsgarten, dieser«große
Naturpark, der, an der schönen, blauen Donau beginnend,
nordwärts jäh emporfteigt am »Deutschen ·Eck im

O st e n« über die alte Nibelungenstadt P a s f a u bis zu den

Gipfeln am Grenzkamm und wieder hinab in die Further
Senke, dem vielhundertjährigen Völkertor. Ein Berg- und

Waldgarten in so köstlicher Weltabgeschiedenheit und ver-

gessener Ferne, daß selbst der Lenz erst u allerletzt dorthisn
findet, um seine Schlußrunde mit dem «nter auszufechten.
Dieser bannt hart den Grenzgau mehr als ein Drittel des

Jahres unter eine tiefe Schneedecke, und es hält schwer,
der Erdschicht, die nur dünn das Urgestein auf den Bayer-
waldbergen deckt, das erste Grünen und Blühen zu entlocken.

Freilich, die Waldgautore drunten an der Donau öffnen
sich williger dem Frühling, und längst gleiten flinke
Dampfer und Faltboote zwischen Regensburg und Passau
durch bunte Wiesen an warmbefonnten, blühenden hängen
vorüber, wenn ,,am Berg« der Osterhase seine Eier noch in

mietertiefem Schnee legen muß. Aber dafür wahrt sich diese
yechielvolle Landschaft auch eine köstlicheFrische bis zu den

angften Tagen des Jahres und schenkt dem Pfingstwanderer
hier einen zweiten Lenz unter den erst um die Johannisfeuer
blUhenden Kasta.nien, Fliederbüfchenund Obstbäumen.

Um die Vielgestalti keit des Ostmarkfrühlings recht zu
erleben, Muß man die onau hinabfahren, von Kloster
Wultenburg mit der Befreiungshalle bei Kel-
heim oder von der alten Bischofsresidenz R e g e n s b u r g
mit ihrem Ehrentempel,-der Walhalla. Am besten am

gigantischen Großkraftwerk Kachlet vorbei bis ur Dreiflüsfe-
stadt P a s s a u hinab, das den Zauber seiner chon südlichen
Pracht in Donau, Inn und Jttz spie eit. Man kann aber

auch unterwegs aussteigen in der gnes-Bernauer-Stadt
traiibin g, dem türmereichen Mittelpunkt der nieder-

bayerifchen Kornkammer, in Bogen, der alten Wasser-
vefte der mächtigenGrafen von Bogen,«diemit ihren Wehr-
VUTSØIJden Grenzgau festigten, oder in D e g gBe

n do r f ,

dem eigentlichen Schlüssel zur herzkammer des
aåförischenWlaldes Ueberall zweigen Stichbahnen und gute ander-

und Autostraßenzum »Wald« ab, eingefaßt von blühenden
Obstbaumen, die, wie weiße Zeilen ins Braun der Felder,
ins Grün der Wiesen geschrieben, den Weg emporzeigen, zu
den über 1000 Meter hohen Gipfeln des S o n n en-

waldes, des Dreitannenriegels und der Ober-
b r e i t n a u. ,

«

Mit dem Frühlingum die Wette kann man die R u s el
hinaufklettern, die Prachtstraße über die Vorwaldberge, aber

gar
bald wirdxder Wanderer vons ihm überholt sein. Jn die-

äler des
Grcßemdes Kleineni des Schwarzen und des-

Weißen Rege hinab eilt der Frühling vor ihm her. Er-

rüstet die weitverstreuten, trauten Walddörser zwischen
Eham und Bischofsreuth zu seinem Empfang: er
läßt das Beerenparadies um Kötzting blühen und dort die

Rofse zum ,,Pfingstritt«schmücken, er zaubert hellgoldene
Blütenpracht um a m und L o h b e r

gBimalpinen hochtal
des »Lamer Winkels«, um die alte ergstadt Boden-
mais, um V i echta ch am «Pfuhl«, der ,,Teufelsmauer«
aus Quarz, um Gotteszell, Regen und Rinchnach.
Er heißt die Maibäume mit Bändern in den weiß-blauen
Farben des himmels und der heimat pflanzen und setzt dem-
Riesenmantel des dunklen Tan«iienwaldes, der von den

Schultern des Kammes weit aus hügel und Täler nieder-
ällt, Millionen helle Spitzen auf. Er läßt die Birken- und

uchenhaine grünen und nicht zuletzt die Wolframs-
linde am -.f)aidstein, Deutschlands stärksten Baum,
unter dem des Minnesängers Lieder erklangen. Er taut
den großen Stausee am höllenstein auf und die Fo-
rellenwasser um Freyung vorm Wald, er umrankt
grün die Ruinen von Weißenstein, Neunußberg
und K olln b ur g , und erst, wenn die ganze ,,toll-
gewordene hochebene« zwischen dem eigentlichen Bayerischen
Wald und dem Böhmerwald blüht, endet der Triumphzug
des Frühlings auf den fast 1500 Meter hohen Granitzinnen

deschkkammes
von den-en der Blick bis zu den Alpenfirnen

rei .

Dann setzen blauer Enzian und goldene Arnika auch
,,K ö n i g A r b e r« die Frühlingskrone auf, die ,,Brüfte der

Muttergottes«, die Dfsergipfel, streifen das hüllende
Schneetuch ab, und Rachel und Lufen grüßen aus

blumigen Auen zum »Fürstenthron" des Dr e i s e s s el
herüber, der den Plöckensteinfeemit Adalbert Stifters
Denkmal überragt.

FrühlingEndlichüberall in der dunklen Waldheimat
des «Fte1schutz, in den Bergen Karl Moors und seiner
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,,Räuber«. Frühling im Naturschutzgebiet des» ,,.f)öll-
bachg'spren s« am Falkenstein, wo noch der
Wanderfalke horcsltehder Bergahorn zu riesenhaftesm Wuchs

edeiht und mannshohe Farne zwischen einer Fels- und
aumwildnis wuchern, die unberührt ist wie am ersten
Schöpfungstag heller als hier ist der Frühling über den

welligen höhen des Kaiterbergs, des hohen Vo-

g en, des R i edlst ein s, wo Maximilian Schmidts, des

»Waldschmidts«, Denkmal steht, am hellsten aber um die

hochragenden Kirchen, Klöster unsd Kapellen, die in diesem
rommen Grenzlanidwinkel ohne Zahl sind, Blumen-über

lumen umranken die Stätten des Gebets, die Kreuze am

Wege, die Toten-bretter auf den Feldern, sie umwuchern die

Häuschen der Glasbläser von Z w i e s el gleichermaßen wie

diehüttender Weber im armen WegscheiderWinkel,
sie machen das liebliche G rasen au zur Gartenstadt unsd

geben dem idyllischen E i s e n st e i n noch eine Extrsagarnitur
zum Frühlingsfest

Das Schönste aber wird sein, wenn in diesem Jahre
zum erstenmal wieder weite, himmelblaue Flachsfelder sich
der Sonne öffnen werden, und Deutschland auch in diesem

·"neuenKampf, dem-Kampf um die Rohstoffe, treue hilfe
findet bei dem tapferen Grenzvolk, das lange verlassen und

vergessen zäh die Wacht am Böhmerwald gehalten hat.
heut ist-es nicht mehr vergessen: überall gerüstet zum
Empfang seiner Freunde, wartet der Grenzgau mit seinen—
vielen guten, billigen, z. T. bestens eingerichteten Gaststätten
herzlich auf alle »Waldfahrer«. Zwar trägt sie noch kein
,,Fliegender Ostbayer« zur Endstation »Urwald« oder zum
,,Deutschen Eck im Osten«, aber neben der »Präriebahn« von

Passau in den Unteren Bayerischen Wald fährt die Kraftpost
die Grenze entlang, und außer der prachtvollen Scheiben-
straße über den Brennessattel gibt es noch viele gute Wege,
aufdenen selbst nervenschwache Wagen zum Ziel kommen.

Der Winterschlas der Ostmark ist beendet, — ein

Frühlingsland wartet und läßt uns hundertfach die ewige
Auferstehung erleben. Wenn wir bereit sind, wird der

Bergurwald auch uns Erneuerung schenken; denn er erfüllt
mit sein-er majestätischen Ruhe Körper, herz und Sinn und
nimmt uns die letzte Weltsorge von der Seele hier im stillen
herrgottswinkel unseres schöne-ndeutschen Vaterlandes.

Dr. A. L. von schellwitz-Ultzen.

Vuchbefprechungen
Gesetz und Ehre. Von Josef P i l s u d s k i. Eugen Diederichs

"

Verlag; Jena; l935. Mit vier Vildnissen und drei Karten.

Uebersetzt von heinrich Koitz. 223 Seiten. Preis kart.
4,— M.,-Z, Leinen 5,80 LUS-

Josef Pilsudski. Eine Lebensbeschreibung auf Grund seiner
eigenen Schriften· Von Dr. A. L o e ß n e r. Verlag von

S. hirzel in Leipzig, 1935. Mit zwei Bildtafeln. 200
Seiten. Preis geheftet 5,— FMC gebunden 6,50 Its-Ja

Durch das Buch von Koitz, das eine Auswahl aus seinen
Schriften und Reden enthält, wird der verstorbene Marschall
Polens dem deutschen Leser tiähsergebracht Die Auswahl,
die der Uebersetzer, beraten von einigen polnischen Sach-
kennern, aus den neun Bände umfassen-den Schriften
Pilsudskis getroffen hat, läßt diesen als den Verschwörer,
den Soldaten und Feldherrn und schließlichals den Staats-
mann erkennen, der überall dort, wo er für sein Volk ge-
wirkt hat, polnische Geschichte gemacht hat. Jn die Zeit des

revolutionären, illegalen Kampfes gegen die zaristische
Herrschaft führen die ersten ausgewählten Kapitel zurück.
Mit seiner dramatischen Spannung nimmt den Leser der

Teil des Buches gefangen, in dem Pilsudski von den ersten
Kämpfen der Legionen gegen die Russen zu Beginn des

Weltkrieges berichtet. In den Kapiteln, die seinem haupt-
werk »Das Jahr 1920« entnommen sind, erscheint der

Marschall als der militärische unid politische Führer seiner
Nation, der entgegen allen anerkannten Grundsätzen stra-
·tegischer Logik ein — wie es schien — völlig geschlagenes
-und demoralisiertes heerzum Siege zuführen vermochte.
JUnd schließlich führt die Wiedergabe einiger Reden und

LJntserviews in die politische Gedankenwelt ein, nach der der

»Macschall den polnischen Staat aufzurichten und sein Volk
zu erziehen gedachte.

"

Während Koitz sich darauf beschränkt, eine Auswahl
aus den Schriften des Marschalls zu bringen und die Per-
sönlichkeit ausschließlich durch ihre eigenen Worte wirken

zu lassen, gibt Loeßner eine zusammenhängende Lebens-

beschreibung, in der er an entscheidenden Stellen Pilsudski
selber zu Wort kommen läßt. Auf diese Weise werden

auch bestimmte Lebensabschnitte, die in den Schriften des

Marsch-alls nicht ihren Niederschlag gesunden haben, wie
. B. die Zeit des galizischen Ausenthaltes vor Ausbruch des

eltkrieges, in der ihnen gebührenden Weise berücksichtigt.
Loeßner stützt sich bei seiner Darstellung nicht allein auf
die »Schriften, Reden unsd Befehle« (wie die gesammelt-en
Werke des Marschalls betitelt sind), sondern zieht für seine
Darstellung auch eine ganze Reihe von Büchern der über-
aus reichen polnischen Pilsudski-Literatur zu Rate· Da die
von Koitz ausgewählten Kapitel und die von Loeßner ge-
brachten Zitate aus den Schriften Pilsudskis nur zum

geringen Teil dieselben sind, ergänzen sich die beiden Bücher
in wertvoller Weise. Jn beiden Büchern liegt das Schwer-

-gewicht der Darstellung auf der Zeit vor dem Maiumsturz
von 1926, und zwar erstens deshalb, weil mit diesem Zeit-
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punkt die schriftstellerische Tätigkeit des Marschalls abbrichh
und zweitens auch-deshalb, weil es ungemein schwierig ist,
über den Staatsmann Pilludski, wie er während der letzten
neun Jahre seines Lebens gewirkt hat, heute schon irgend-
ein bestimmtes und abschließendes Urteil zu fällen. Dk.l(.

»

Das Gesicht Schlesiens. Landschaft, Volk unid Wirt-

schaft. 142 Ausnahmen von hanns Semm. ·VeiLg
Ajde Fritsche, Breslau. — Jn der farbigen Vielgestaltig-
keit seiner Landschaftsbilder und Stammestypen wie
im Reichtum seiner Wirtschaftsformen ist Schlesien ein
kleineres Spiegelbild Deutschlands. Es ist nicht leicht, diesen
Reichtum in ein Buch msit 142 Bildern einzusangen»Semm
hat diese Ausgabe in seinem,s den heimattreuen Schlesiern
gewidmeten Bildwerk auch nur zum Teil zu lösen vermocht.
Was hier noch fehlt, soll in einem späteren Bande zu-»

sammengetragen werden. Von manchen Bildern wird man

sagen können, daß sie vielleicht künstlerischgesehen sind, daß
es aber leicht möglich gewesen wäre, für diesen Zweck
charakteristischere Objekte zu finden. Aber das ist ein

Mangel, der hinter dem überraschensdenReichtum an Ein-

drücken, den das Buch vom schlesischen Lande vermittelt,
zurücktritt, ein Reichtum, der deshalb so überzeugendwirkt,
weil Semm es im allgemeinen vermieden hat, allbekannte
Dinge zu zeigen, sondern sich gerade das herauszuholen
bemüht hat, was selbst vielen Schlessierm vor allem aber den

«Nichtschlesiern,noch unbekannt ist. Das Buch wird seinen
Zweck erfüllen, den Schlesiern ihre heimat noch lieber zu

machen, und denen, die das Land noch nicht kennen, eine
Vorstellung von dessen vielgestaltiger Schönheit zu geben.

Dr. Ic. -

Persönliches
Silberne Hochzeit: Schriftsetzer Johann

«

Lyszka und

Frau Martha, geb. hansch, fr. Ostrowo und Lissa (Posen),
jetzt in Meißen a. d. Elbe, Lorenzgasse 5, am 14. 5.

-

Verheiratet: Der frühere Jungscharführer der Orts-

gruppe Kassel und jetzige Adjutant des Gauleiters von Kur-

hessen, Arno M e t h n e r, Kassel, mit Gretel K u h n, Kassel,
am 4. 5. (Kassel, Kaiserstr. 57).

Verkaufelsofort ll—»we In amtlienver ältni sen mein«guslgehzidesZimmerefigeschäft
Konkurrenzlos undpreiswert. An-

vosttandyahlung nach Vereinbarung [3168

l—

sritz Gerhardt Platkow- Post
Niüncheberg (Mar,k), Bahnstation

Gusin (Ostbahn).


